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Verordnung zur Änderung der Verordnung der Landes-
hauptstadt München über die einstweilige Sicherstellung 
der Erweiterungsflächen zum Landschaftsschutzgebiet 
„Sportpark der Firma Siemens südlich der Siemensallee 
und das Waldstück südlich dieses Parkes“ („Erweite-
rungsflächen zum ehemaligen Siemens-Sportpark“) 

vom 8. Dezember 2023

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von § 22 
Abs. 3 Satz 2 und § 22 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Natur-
schutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 08.12.2022 (BGBl. I S. 2240), i. V. m. Art. 12 
Abs. 1 Satz 1, Art. 31 und Art. 51 Abs. 1 Nr. 3, Art. 54 Abs. 2 
Satz 1 und Art. 43 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über den Schutz 
der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der 
freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz – BayNatSchG) 
vom 23.02.2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 23.12.2022 (GVBl. S. 723), folgende 
Verordnung:

§ 1 

Die Verordnung der Landeshauptstadt München über die 
einstweilige Sicherstellung der Erweiterungsflächen zum 
Landschaftsschutzgebiet „Sportpark der Firma Siemens  
südlich der Siemensallee und das Waldstück südlich dieses 
Parkes“ („Erweiterungsflächen zum ehemaligen Siemens-
Sportpark") vom 14.12.2021 (MüABl. S. 864), wird wie folgt  
geändert:

§ 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) �Diese Verordnung tritt mit Inkrafttreten einer Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet „Landschaftspark 
Isar-Solln“, spätestens aber mit Ablauf des 29.12.2025  
außer Kraft.“  

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 30.12.2023 in Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 29.11.2023 beschlossen.

München, 8. Dezember 2023		  Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Verordnung der Landeshauptstadt München			 
über die Festsetzung der regionalen Regelsätze, nach 
denen die Hilfe zum Lebensunterhalt bemessen wird  
(Regelsatzfestsetzungsverordnung)

vom 8. Dezember 2023

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von § 98 
Abs. 2 der Verordnung zur Ausführung der Sozialgesetze 
(AVSG) vom 02.12.2008 (GVBl. S. 912, 982, BayRS 86-8-A/G), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.07.2023 (GVBl. S. 334) 
und durch Verordnung vom 04.07.2023 (GVBl. S. 342) sowie 
aufgrund von § 3 Abs. 2 und § 29 Abs. 3 Zwölftes Buch Sozial-
gesetzbuch – Sozialhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 
27.12.2003, BGBl. I S. 3022, 3023), das zuletzt durch Gesetz 
vom 16.08.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 217) geändert worden ist, 
folgende Verordnung:

§ 1

Der regionale Regelsatz wird für den Zeitraum ab 1. Januar 
2024 für das Dritte Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch auf die nachfolgend genannten Beträge festgesetzt:

1.	Regelbedarfsstufe 1
	� Für jede erwachsene Person, die in einer  

Wohnung nach § 42a Absatz 2 Satz 2  
SGB XII lebt und für die nicht die 

	 Regelbedarfsstufe 2 gilt:	 mtl. 591,00 €

2.	Regelbedarfsstufe 2
	 Für jede erwachsene Person, wenn sie 
	� 1. in einer Wohnung nach § 42a Absatz 2  

Satz 2 SGB XII mit einer*einem Ehegatt*in  
oder Lebenspartner*in oder in eheähnlicher  
oder lebenspartnerschaftsähnlicher  
Gemeinschaft mit einer*einem Partner*in  
zusammenlebt 

	 oder
	�� 2. nicht in einer Wohnung lebt, weil ihr  

allein oder mit einer weiteren Person ein  
persönlicher Wohnraum und mit weiteren  
Personen zusätzliche Räumlichkeiten nach  
§ 42a Abs. 2 Satz 3 SGB XII zur gemein- 
schaftlichen Nutzung überlassen sind:	 mtl. 531,00 €

3.	Regelbedarfsstufe 3
	� Für erwachsene Personen, deren  

notwendiger Lebensunterhalt	
	 sich nach § 27b SGB XII bestimmt:	 mtl. 472,00 €

4.	Regelbedarfsstufe 4
	� Für Jugendliche vom Beginn 

des 15. bis zur Vollendung  
des 18. Lebensjahres:	 mtl. 492,00 €

5.	Regelbedarfsstufe 5
	 Für Kinder vom Beginn des siebten
	 bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres:	 mtl. 405,00 €

6.	Regelbedarfsstufe 6
	� Für Kinder bis zur Vollendung  

des sechsten Lebensjahres:	 mtl. 370,00 €

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt Mün-
chen über die Festsetzung der regionalen Regelsätze, nach 
denen die Hilfe zum Lebensunterhalt bemessen wird (Regel-
satzfestsetzungsverordnung), vom 14.12.2022 (MüABl. S. 855) 
außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 29.11.2023 beschlossen.

München, 8. Dezember 2023		  Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister
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Satzung der Landeshauptstadt München
zur Durchführung einer repräsentativen Erhebung  
zur Erstellung eines aktuellen Mietspiegels für München

vom 8. Dezember 2023

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund des Artikels 
23 Satz 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385) und Art. 23 Abs. 1 Satz 1 
des Bayerischen Statistikgesetzes (BayStatG) vom 10.08.1990 
(GVBl. S. 270, BayRS 290-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23.06.2021 (GVBl. S. 349), folgende Satzung:

§ 1 Art und Zweck der Erhebung

Zur Erstellung des Mietspiegels für München 2025 wird im 
Stadtgebiet München eine statistische Erhebung in Form ei-
ner schriftlichen/mündlichen Befragung von Mieter*innen so-
wie einer schriftlichen Befragung von Vermieter*innen durch-
geführt. Es besteht eine Auskunftspflicht hinsichtlich des in 
Art. 238 § 2 Abs. 1 und 2 EGBGB festgelegten Datenumfangs. 
Darüber hinaus handelt es sich um freiwillige Angaben.

Die Mieter*innen werden hierbei zunächst schriftlich kontak-
tiert und um Befüllung und Rücksendung des Kontaktfrage-
bogens gebeten. Die Kontaktbefragung dient dazu, den für 
den Mietspiegel relevanten Wohnraum zu identifizieren und 
die Bereitschaft der ausgewählten Haushalte zur Teilnahme an 
der Befragung zu ermitteln.
Die für die Mietspiegelerstellung relevanten Haushalte, die 
mittels entsprechender Angaben im Rahmen des Fragebo-
gens einer mündlich-persönlichen Befragung zugestimmt ha-
ben, werden zusätzlich mündlich-persönlich zu ihren Woh-
nungen befragt.
Im Anschluss an die mündlich-persönliche Befragung der 
Mieter*innen erfolgt eine schriftliche Befragung der 
Vermieter*innen vorwiegend hinsichtlich der energetischen 
Ausstattung und Beschaffenheit des Gebäudes.

§ 2 Zu erfassende Sachverhalte

(1)	Folgende Erhebungsmerkmale werden erfasst:

1.	�Angaben zum Mietverhältnis, Mietvertrag und zur Miet-
zahlung;  
Dies umfasst insbesondere Angaben zu folgenden Punkten:
a. Erstvermietung/Wiedervermietung; 
b. Befristet/unbefristet;
c. �Umfang des Mietvertrages (Garten- bzw. Garagennut-

zung);
d. �Mietvertragsstruktur (Bruttomiete/Nettomiete/Teilinklu-

sivmiete);
e. Miethöhe;
f. Höhe der Heiz- und Betriebskosten. 

2.	�Angaben zur Art, Ausstattung, Beschaffenheit und Größe 
der Wohnung;  
Dies umfasst insbesondere Angaben zu folgenden Punkten:
a. Baujahr (Altbau/Neubau);
b. Möbliert/unmöbliert;
c. Raumhöhe;
d. Keller/Speicher/Gemeinschaftsräume;
e. Heizungsart;
f.  Ausstattung von Küche und Bad;
g. �Ausrichtung der Zimmer (Norden/Süden/Osten/Westen);
h. Lage im Haus (Stockwerk);
i.  Modernisiert/unmodernisiert.

3.	Angaben zur Lage der Wohnung;
Dies umfasst insbesondere Angaben zu folgenden Punkten:

a. Makrolage/Mikrolage;
b. Stadtbezirk;
c. Zentralität.

4.	Angaben zur Art des Gebäudes:
Dies umfasst insbesondere Angaben zu folgenden Punkten:

a. Einfamilienhaus/Mehrfamilienhaus;
b. Vorderhaus/Rückgebäude;
c. Freistehend/nicht freistehendes Gebäude;
d. Anzahl der Stockwerke;
e.� �Anzahl der Wohnungen/Eingang (über den die jeweilige 

Wohnung erreichbar ist);
f.  �Modernisierungen des Gebäudes (Treppenhaus/Auf-

zug);
g. �Nähere Umgebung (Zusammenhängende/aufgelocker-

te Bebauung/Grünflächen in der Nachbarschaft).

5.	�Angaben zur energetischen Ausstattung und Beschaffen-
heit der Wohnung/des Gebäudes:

	 �Dies umfasst insbesondere Angaben zu folgenden Punkten:
a. Energieausweis/Energiekennwerte;
b. Energetische Modernisierungen (Dämmung/Heizung).

6.	�Außergesetzliche Merkmale zur Wahl des Regressions-
modells und bei der Bemessung der Spannen:
a. �Angaben zum Vermieter*innentyp (z.b. Wohnungsbau

gesellschaft, privat);
b. Angaben zur Mietdauer;
c. Angaben zur Haushaltsgröße;
d. Angaben zum Alter der Bewohner*innen;
e. Angaben zur Wohnungssuche;
f.  �Angaben Regelungen des Mietvertrages bezüglich 

Mieterhöhungen.

(2)	Als Hilfsmerkmale werden verwendet:

1.	Angaben zu den Mieter*innen: (Name, Adresse);
2.	Angaben der Mieter*innen (Telefonnummer);
3.	Angaben zu den Vermieter*innen (Adresse).

(3)	�Hilfsmerkmale sind von den Erhebungsmerkmalen zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu trennen und gesondert auf-
zubewahren. Laufende Nummern und Ordnungsnummern 
können auf den Erhebungsunterlagen verbleiben. Sie dür-
fen auf die für die maschinelle Weiterverarbeitung bestimm-
ten Datenträger übernommen werden.

(4)	� Die Hilfsmerkmale sind zu löschen, sobald die Überprü-
fung der Erhebungs- und Hilfsmerkmale auf Schlüssigkeit 
und Vollständigkeit abgeschlossen ist. Bei wiederkehren-
den Erhebungen kann die Löschung der Hilfsmerkmale  
unterbleiben, soweit sie noch künftig zur Bestimmung des 
Kreises der zu Befragenden benötigt werden. Die Hilfsmerk-
male sind gesondert aufzubewahren und nach Beendigung 
der wiederkehrenden Erhebungen zu löschen. Diese Vor-
schriften gelten entsprechend für die Vernichtung von Er-
hebungsunterlagen, die Hilfsmerkmale enthalten.

§ 3 Kreis der zu Befragenden

Die Fragebögen werden an ca. 100.000 Haushalte im Stadt-
gebiet München geschickt. Die Namen und Adressen werden 
mittels einer geschichteten Stichprobenziehung zufällig aus 
dem Melderegister ausgewählt.

§ 4 Befragung von Haushaltsmitgliedern

Zielperson der Befragung ist diejenige erwachsene Person  
im Haushalt, die am besten über das Mietverhältnis Auskunft 
geben kann. Die Befragung eines anderen volljährigen Haus-
haltsmitgliedes ist ebenfalls zulässig, soweit dieses die erfor-
derlichen Angaben machen kann.
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§ 5 Auskunftspflicht

(1)	� Es besteht eine Auskunftspflicht hinsichtlich des in Art. 238 
§ 2 Abs. 1 und 2 EGBGB festgelegten Datenumfangs. Dar-
über hinaus handelt es sich um freiwillige Angaben.

(2)	�Ordnungswidrig nach Art. 238 § 4 EGBGB handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Art. 238 § 2 Absatz 1 
oder 2 EGBGB, jeweils auch in Verbindung mit Art. 238 § 2 
Absatz 3 EGBGB, eine Auskunft nicht, nicht rechtzeitig, 
nicht richtig oder nicht vollständig erteilt.

(3)	�Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Euro geahndet werden. 

§ 6 Durchführung der Erhebung 

(1)	� Die Durchführung des qualifizierten Mietspiegels als Kom-
munalstatistik erfolgt durch das Statistische Amt der Lan-
deshauptstadt München. Ergänzend können ferner Dritte 
mit bestimmten, festzulegenden, statistischen Aufgaben 
im Zusammenhang mit der Durchführung der Statistik als 
Auftragnehmer beauftragt werden.

(2)	�Die Vergabestelle der Landeshauptstadt München hat un-
ter Beachtung der Grundsätze des Datenschutzes den im 
Wege der durchgeführten, europaweiten Ausschreibung 
ermittelten Auftragnehmer, die Firma Kantar GmbH  mit 
der Durchführung der Erhebung beauftragt. Der Auftrag-
nehmer führt die Erhebung unter Beachtung der Grundsätze 
des Bayerischen Datenschutzgesetzes, der EU-DSGVO, 
sowie des Bayerischen Statistikgesetzes durch. Mit dem 
Auftragnehmer wurde eine Vereinbarung zur Auftragsver-
arbeitung gemäß Art. 28 Abs. 3 DSGVO abgeschlossen.

(3)	�Der Auftragnehmer hat der Landeshauptstadt München 
vor Aufnahme der Datenverarbeitung sämtliche Personen, 
die auf Seiten des Auftragnehmers an der Ausführung des 
Auftrages beteiligt werden, namentlich zu melden.

(4)	� Sofern es sich bei Personen im Sinne von Absatz 3 nicht um 
Amtsträger*innen oder für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichtete handelt, sind diese vor der Verarbeitung dieser 
Daten, bzw. vor Kenntniserlangung von diesen Daten nach  
§ 1 Verpflichtungsgesetz besonders zur Geheimhaltung zu 
verpflichten, sofern diese nicht ausschließlich Aufgaben als 
Erhebungsbeauftragte im Sinne von Art. 14 BayStatG aus-
führen. Sofern Personen im Sinne von Absatz 3 ausschließ-
lich Aufgaben als Erhebungsbeauftragte im Sinne von Art. 14 
BayStatG ausführen, genügt eine Belehrung und Verpflich-
tung dieser Personen nach Art. 14 Abs. 3 BayStatG.

(5)	�Absatz 3 und Absatz 4 finden auf Personen, die auf Seiten 
etwaiger Unterauftragnehmer*innen an der Ausführung des 
Auftrages beteiligt sind, entsprechende Anwendung.

§ 7 Berichtszeitraum, Berichtszeitpunkt, Häufigkeit der 
Erhebung

(1)	� Die Erhebung findet einmalig statt, wird Anfang des Jahres 
2024 durchgeführt und dauert ab Beginn ca. 16 bis 18 Wo-
chen.

(2)	�Die Erhebung bezieht sich auf den Zeitraum seit Beginn 
des Mietverhältnisses der befragten Haushalte.

§ 8 Weitergabe der Daten

(1)	Die erhobenen Daten dürfen nur 

1.	�zur wissenschaftlichen Auswertung im Rahmen des erteil-
ten Auftrages zur Mietspiegelerstellung und in anonymi-
sierter Form für Forschungszwecke genutzt und

2.	� in anonymisierter Form an das für Mietsachen zuständige 
Amts- oder Landgericht sowie an gerichtlich bestellte 
Sachverständige im Rahmen einer gerichtlichen Überprü-
fung des Mietspiegels weitergegeben werden.

(2)	�Die Entscheidung über eine Übermittlung im Sinne von  
Absatz 1 und deren Umfang obliegt allein der Landeshaupt-
stadt München. Eine Übermittlung von Daten nach Absatz 
1 durch Auftragnehmer*innen oder 
Unterauftragnehmer*innen ist nur mit vorheriger Zustim-
mung der Landeshauptstadt München zulässig.

(3)	�Sofern es sich bei den Empfänger*innen der Daten nicht 
um Amtsträger*innen oder für den öffentlichen Dienst be-
sonders Verpflichtete handelt, ist eine Weitergabe der Da-
ten nur zulässig, wenn diese vor der Weitergabe besonders 
zur Geheimhaltung verpflichtet wurden. § 1 Abs. 2, Abs. 3 
und Abs. 4 Ziff. 2 VerpflG sind entsprechend anwendbar.

(4)	� Eine sonstige Verwendung oder Weitergabe der zur Erstel-
lung des Mietspiegels ermittelten Daten ist für alle Beteilig-
ten unzulässig.

§ 9 Inkrafttreten

(1)	� Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

(2)	�Diese Satzung tritt am 31.12.2025 außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 29.11.2023 beschlossen.

München, 8. Dezember 2023		  Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Grünwalder Str. 262
Gemarkung: Sektion VII, Fl.Nr.: 12874/18 und 12874/37, 
Stadtbezirk: 18
Neubau zweier Mehrfamilienhäuser mit Tiefgarage  
(Grünwalder Str. 262 / Lautererstr. 18) 
Aktenzeichen: 6024-1.2-2023-12987-33

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 28.11.2023, Az. 6024-1.2-2023-12987-33, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die  
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 436, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-33@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25022.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 29. November 2023	� Referat für Stadtplanung 		
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Karl-Theodor-Str. 62 
Gemarkung: Schwabing / Fl.Nr.: 732/4 / Stadtbezirk: 4
Dachgeschoss-Ausbau – ÄNDERUNGSANTRAG zu  
1.2-2016-6002-22 – jetzt: Neubau von DP,  
Innenhofgestaltung, Neubau eines Abstellraums für 
Hausmeister

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.11.2023, Az. 1.202-2022-24235-22, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 731/2, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die  
Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 
BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 209, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 29.11.2023	� Referat für Stadtplanung		
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Karl-Theodor-Str. 64 – 68
Gemarkung: Schwabing / Fl.Nr. 732/5 und Fl.Nr. 732/7 / 
Stadtbezirk: 4
DG-Ausbau eines Mehrfamilienhauses / Errichtung von 
Doppelparkern –  
ÄNDERUNGSANTRAG zu 1.2-2016-6011-22 –  
jetzt: Innenhofgestaltung, Neubau eines Abstellraums für 
Hausmeister

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.11.2023, Az. 1.202-2022-24239-22, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 731/2 und Fl.Nr. 726, die dem Vorhaben 
nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine 
Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. 
Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum 
von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderli-
che Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, Zimmer 209, einsehen. Vereinbaren 
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
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per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 29. November 2023	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Nordendstr. 52
Gemarkung: Sektion III / Fl.Nr.: 4521/2 / Stadtbezirk: 4
ÄNDERUNGSANTRAG zu 1.2-2023-10036-22 – 
hier: Dämmung der rückseitigen Fassade mit einem 
WDVS – Anbau von 3 + 4 Balkonen, Anpassung der Gauben

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 06.12.2023, Az. 1.231-2023-18825-22, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 4520/4, Fl.Nr. 4521 und Fl.Nr. 4522, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 209, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 06.12.2023	 Referat für Stadtplanung		
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Reutberger Str. 4 
Gemarkung: Sektion VI Fl.Nr.: 10654/5 /Stadtbezirk: 6
Erweiterung einer DG-Wohnung (mit Einbau einer Gaube)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 04.12.2023, Az. 6024-1.2-2023-3139-23, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen und einer Abweichung zum Brandschutz erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 10654/10 und 10654/6, die dem Vorha-
ben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO 
eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzu-
stellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im  
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokal
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233 - 25020.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 04. Dezember 2023	� Referat für Stadtplanung		
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Reutberger Str. 6
Gemarkung: Sektion VI ; Flurnr.: 10654/6 ; Stadtbezirk: 6
Wechsel von Fenster zu Fenstertüre, Anbau eines  
Küchenbalkons inkl. optionaler Öffnung des Geländers

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.11.2023, Az. 6024-1.23-2023-16393-23, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 10654/5, 10654/7, 10654/8 und Fl.Nr.: 
10654/10, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist  
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer @, einsehen. Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer 089/233 - 
24015.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 29. November 2023	� Referat für Stadtplanung		
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Hansastr. 8c
Gemarkung: Sektion V Fl.Nr.: 8524/25 / Stadtbezirk: 7
Nutzungsänderung des Einzelhandels in Büro- und  
Verwaltungseinheit, EG, rechts

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 05.12.2023, Az. : 6024-1.2-2023-16492-23, wurde 

die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 8524/5, 8524/11, 8524/26, 8524/6, 
8524/29, 8524/28, 8479/21, 8479/38, 8479/29, 8479, die dem 
Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 
BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides 
zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im 
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25020.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 05. Dezember 2023	 Referat für Stadtplanung		
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gem. Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Ridlerstr. 13 – 15
Gemarkung: Sektion V Fl.Nr.: 8468/4 und 8470/20 /  
Stadtbezirk: 8
Teilabbruch und partieller Neubau mit Aufstockung,  
sowie Umnutzung von Lager in Büro – VORBESCHEID

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 07.12.2023, Az. 6024-1.7-2023-16061-23, wurde 
der Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Die gestellten Fragen zur Zulässigkeit von Art und Maß der 
Nutzung sowie über die Inaussichtstellung von Abweichungen 
von den Abstandsflächenvorschriften wurden positiv beant-
wortet.
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Die Abweichungen betreffen die Nichteinhaltung von Ab-
standsflächen zu den Nachbargrundstücken FlNrn 8470/2, 
8470/16, 8465/1, 8467 und 8468/3.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 8465, 8465/1, 8467, 8468/3, 8470/2 so-
wie 8470, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist ge-
mäß Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Vorbescheides zuzustellen. Nachdem sich die 
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25020.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 07. Dezember 2023	� Referat für Stadtplanung 		
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Perhamerstr. 2
Gemarkung: Laim Fl.Nr.: 26/0 / Stadtbezirk: 25
Ausbau der 2. Dachebene mit Einbau einer Dachloggia 
und Einbau RWA

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.11.2023, Az. 6024-1.23-2023-13873-23, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 25, Fl.Nr. 26/6 sowie Fl.Nr. 26/7, die dem 
Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 
BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides 
zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im 

Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25020.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 29. November 2023	� Referat für Stadtplanung 		
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission

Straßenbenennung im 11. Stadtbezirk 
Milbertshofen Am Hart 

Beschluss vom: 09.11.2023
   
Prälat-Summerer-Weg

EDV-Schreibweise: PRAELAT-SUMMERER-WEG
Straßenschlüsselnummer: 06812

Namenserläuterung:
Karlheinz Summerer, geb. 01.03.1934 und gest. 25.02.2013 in 
München, katholischer Geistlicher.

Nach dem Abitur in München studierte Summerer in Freising, 
seine Priesterweihe erfolgte im Jahr 1959. Er war von 1964  
bis 1970 Jugendpfarrer in Miesbach und Landshut, ab 1970 
Pfarrer an der Kirche Frieden Christi im Münchner Olympia-
zentrum. Besonders hervorzuheben ist seine Rolle als Seel-
sorger der deutschen Athleten während der Olympischen 
Sommerspiele 1972 und seine seelsorgerische Tätigkeit in  
Zusammenhang mit dem Olympia-Attentat.

Verlauf:
Von der Moosacher Straße östlich und parallel zur Landshuter 
Alle nach Süden bis zum Werner-Seelenbinder-Weg.
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© Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Denisstr. 2, Zi. 236 
während der üblichen Dienstzeiten (bitte vereinbaren Sie ei-
nen Termin unter strassennamen.kom@muenchen.de ) bis 
einschließlich 12.01.2024 eingesehen werden.

München, 30. November 2023		  Kommunalreferat
		  GeodatenService

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Schleißheimer Str. 219
Gemarkung Milbertshofen / Flurnr. 380/3 / Stadtbezirk 4
Instandsetzung der bestehenden Tiefgarage des Gebäudes

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.11.2023, Az. 1.2-2023-14743-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 380, Fl.Nr. 380/25, Fl.Nr. 384/39, Fl.Nr. 
384/40, Fl.Nr. 384/41 und Fl.Nr. 384/42, die dem Vorhaben 
nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine 
Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. 
Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum 
von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderli-
che Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 209, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 29. November 2023	� Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Klenzestr.15
Gemarkung Sektion VI / Flurnr. 11858/0 / Stadtbezirk: 2
ÄNDERUNGSANTRAG zu 1.2-2023-7032-21 – Nutzungs
änderung im EG/UG von zwei Wohnungen in eine  
Büroeinheit und von Speicher in eine Wohnung im DG,  
Errichtung von 4 Dachgauben und einem Dacheinschnitt, 
Anbau eines Aufzugs und Anbau von Balkonen 1. – 5.OG, 
Errichtung einer Notleiteranlage für die mittlere Wohnung 
im 1. – 5.OG. jetzt: Entfall Nutzungsänderung im EG/UG 
von zwei Wohnungen in eine Büroeinheit, dafür Zusam-
menlegung von übereinanderliegenden Wohnungen im 
EG/1.OG von vier zu zwei Wohnungen mit Erweiterung 
der Wohnungen ins UG (Nutzungsänderung von Abstell-
raumfläche in Wohnfläche).

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 04.12.2023, Az. 1.231-2023-17482-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 11830, 11831, 11856, 11857, 11859, 11860 
und 11863, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist ge-
mäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugeneh-
migungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 124, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24531.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 04. Dezember 2023	 Referat für Stadtplanung 		
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Allgemeinverfügung 
(Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 
Nr. 1370/2007)
der Landeshauptstadt München
über die Festsetzung des 365-Euro-Ticket MVV für  
Schülerinnen, Schüler und Auszubildende zum 10.12.2023 
als Höchsttarif 

Hintergrund

Die Gremien der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH 
(MVV GmbH) haben beschlossen, das zum 01. August 2020 
im Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) für Schülerin-
nen, Schüler und Auszubildende eingeführte 365-Euro-Ticket 
MVV mit verbundweiter Gültigkeit als Jahresticket ab dem 
01.08.2023 als Höchsttarif fortzuführen. Ausgangspunkt der 
Überlegungen für dieses neue Angebot war den Schülern und 
Auszubildenden ein preisgünstiges Angebot anzubieten, um 
zum einen diese Zielgruppe frühzeitig an den öffentlichen Per-
sonennahverkehr (ÖPNV) heranzuführen und zum anderen die 
Umwelt in Bezug auf den motorisierten Individualverkehr (MIV) 
zu entlasten. 

Zum 10.12.2023 treten der Landkreis Miesbach, der Landkreis 
Rosenheim, die kreisfreie Stadt Rosenheim sowie der Land-
kreis Bad Tölz-Wolfratshausen mit dem südlichen Landkreis-
teil dem Münchner Verkehrs- und Tarifverbund bei, so dass 
der MVV-Gemeinschaftstarif ab dem 10.12.2023 in diesen 
Landkreisen und Landkreisteil sowie der kreisfreien Stadt Ro-
senheim den Höchsttarif darstellt. Als Teil des MVV-Gemein-
schaftstarifes wird zum 10.12.2023 das 365-Euro-Ticket MVV 
mit verbundweiter Gültigkeit als Jahresticket auch in diesen 
Geltungsbereichen eingeführt. 

Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München die 
kreisfreie Stadt Rosenheim sowie die Landkreise Bad Tölz-
Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürs-
tenfeldbruck, Miesbach, München, Rosenheim und Starnberg 
stellen weiterhin eine angemessene Finanzierung sinkender 
Fahrgelderlöse im MVV-Gemeinschaftstarif, die aus der Fest-
setzung des 365-Euro-Ticket MVV als Höchsttarif resultieren, 
sicher. 

Um die europarechtskonforme Finanzierung der Minderein-
nahmen im MVV-Gemeinschaftstarif wie bisher sicherzustel-
len, werden als Grundlage für die Ausreichung der Aus-
gleichsleistungen an die Verkehrsunternehmen von den 
Aufgabenträgern im MVV für ihr jeweiliges Zuständigkeitsge-
biet jeweils eine Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 
Abs. 2 VO (EG) 1370/20071 in Form einer Allgemeinverfügung 
erlassen.

Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichsbe-
trages und die Durchführung des Finanztransfers gegenüber 
den Verkehrsunternehmen im MVV erfolgt über die MVV 
GmbH auf Basis der „Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket 
MVV“, die als Anlage 2 Bestandteil dieser Allgemeinverfü-
gung ist und von der Gesellschafterversammlung der MVV 
GmbH am 12. Mai 2020 beschlossen und am 16. September 
2022 sowie am 23. November 2023 fortgeschrieben wurde.

Auf der Grundlage von § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeförde-
rungsgesetz (PBefG) in Verbindung mit Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLA-
MENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Perso-
nenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Ver-
ordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 
315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄI-
SCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung 
des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 
354/22). 
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1370/2007 und Art. 8 Abs. 2 des Gesetzes über den öffentli-
chen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG) erlässt die 
Landeshauptstadt München zur Änderung der Allgemeinver-
fügung vom 20.12.2022 die nachstehende Allgemeinverfü-
gung, durch die die Festsetzung des 365-Euro-Tickets MVV 
für Schülerinnen, Schüler und Auszubildende als Teil des 
MVV-Gemeinschaftstarifes verlängert wird:

Allgemeinverfügung:
1.	�Das 365-Euro-Ticket MVV gemäß Anlage 1 wird im allge-

meinen öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) gemäß  
Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayÖPNVG zum 10. Dezember 2023 als 
Höchsttarif für alle Auszubildenden im Sinne der Definition 
der bezugsberechtigten Personen des 365-Euro-Ticket 
MVV in Anlage 1 (im Folgenden Auszubildende genannt) im 
Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 festgesetzt. Die 
hiermit verbundene gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 
umfasst die Beförderung von Auszubildenden im MVV-Ge
meinschaftstarif. Der sachliche und geografische Geltungs-
bereich dieser Allgemeinverfügung ist das Zuständigkeits
gebiet der Landeshauptstadt München in Bezug auf 
Verkehrsleistungen im allgemeinen ÖPNV, für die der MVV-
Gemeinschaftstarif nach Einführung des 365-Euro-Ticket 
MVV Anwendung findet. Das Zuständigkeitsgebiet der Lan-
deshauptstadt München umfasst ihr geografisches Gebiet 
sowie die Linienabschnitte außerhalb ihres Gebiets, für die 
der Landeshauptstadt München durch Zweckvereinbarung 
von Nachbaraufgabenträgern die Zuständigkeit übertragen 
wurde, nicht jedoch die Linienabschnitte auf ihrem Gebiet, 
für die die Landeshauptstadt München die Zuständigkeit 
durch Zweckvereinbarung auf benachbarte Aufgabenträger 
übertragen hat.

2. �Verkehrsunternehmen, die im geografischen Geltungs
gebiet des MVV-Gemeinschaftstarifs Verkehrsleistungen 
im ÖPNV erbringen und den Höchsttarif anwenden, haben 
ab dem 1. Januar 2024 einen Anspruch auf Ausgleichsleis-
tungen für die spezifischen finanziellen Nachteile, die den 
Verkehrsunternehmen aus der Festsetzung des 365-Euro-
Ticket MVV als Höchsttarif erwachsen. Die Höhe der Aus-
gleichsleistungen richtet sich nach der Finanzierungsrichtli-
nie „365-Euro-Ticket MVV“ der MVV GmbH (Anlage 2). Die 
Ausgleichsleistung je Verkehrsunternehmen ist auf den Be-
trag beschränkt, der dem finanziellen Nettoeffekt im Sinne 
von Ziffer 2 des Anhangs der VO (EG) 1370/2007 aufgrund 
der Einhaltung der Tarifpflicht nach Ziffer 1 entspricht. 

3. �Die Höhe der Ausgleichsleistung darf den finanziellen Net-
toeffekt der Summe aller positiven und negativen Auswir-
kungen der Erfüllung der gegenständlichen gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens 
bezogen auf die Einhaltung der Tarifpflicht gemäß Ziffer 1 
nicht übersteigen. Die Verkehrsunternehmen sind verpflich-
tet, jährlich einen Nachweis darüber zu führen, dass die 
empfangenen Ausgleichsleistungen zu keiner Überkompen-
sation im Sinne von Art. 4 und Art. 6 Abs.1 in Verbindung 
mit dem Anhang der VO (EG) 1370/2007 geführt haben. Das 
Verfahren zur Nachweisführung richtet sich nach Maßgabe 
der Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ der MVV 
GmbH in der jeweils gültigen Fassung (Anlage 2).

 
4. �Die Aufgabenträger im MVV (der Freistaat Bayern, die Lan-

deshauptstadt München, die kreisfreie Stadt Rosenheim, 
die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebers-
berg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Miesbach, Mün-
chen, Rosenheim und Starnberg) stellen gemeinsam zur  
Finanzierung des Ausgleichs nach Ziffer 2 aller Allgemein-
verfügungen einen Gesamtausgleichsbetrag zur Verfügung, 
der entsprechend der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro- 
Ticket MVV (Anlage 2) fortgeschrieben wird und in Abhän-
gigkeit von etwaigen Verbundraumerweiterungen steht;  
Details sind der Anlage 2 zu entnehmen. Die Landeshaupt-

stadt München, die kreisfreie Stadt Rosenheim, die Land-
kreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, 
Freising, Fürstenfeldbruck, Miesbach, München, Rosen-
heim und Starnberg stellen hiervon insgesamt einen anteili-
gen Finanzierungsbetrag in Höhe von einem Drittel an der 
Gesamtfinanzierung (Fortschreibung entsprechend Anlage 
2) zur Verfügung. Die Verteilung dieses Betrages auf die 
Landeshauptstadt München und die Landkreise erfolgt 
nach Maßgabe der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket 
MVV (Anlage 2). Die Landeshauptstadt München geht da-
von aus, dass der Gesamtausgleichsbetrag ausreicht, um 
den Verkehrsunternehmen einen angemessenen Ausgleich 
für die spezifischen Nachteile im MVV aus der Einhaltung 
der Tarifpflicht zu gewähren und die finanzielle Nachhaltig-
keit der Erbringung der Verkehrsleistung im Sinne von Art. 
2a Abs. 2 b) VO (EG) 1370/2007 zu sichern. Sollte sich wäh-
rend der Geltungszeit dieser Allgemeinverfügung zeigen, 
dass der Gesamtausgleichsbetrag hierfür nicht ausreicht, 
wird die Landeshauptstadt München gemeinsam mit den 
übrigen Aufgabenträgern im MVV geeignete Maßnahmen 
(beispielsweise eine Anpassung der Allgemeinverfügung 
oder des Gesamtausgleichsbetrags) prüfen, wie er der vor-
genannten Zielsetzung gerecht werden kann. Gleiches gilt 
entsprechend bei einer Verbundraumerweiterung des MVV 
während der Geltungszeit dieser Allgemeinverfügung. In 
diesem Fall wird die Landeshauptstadt München gemein-
sam mit den übrigen Aufgabenträgern im MVV darauf hin-
wirken, dass auch neu hinzutretende Aufgabenträger eine 
gleichlautende Allgemeinverfügung erlassen und dass die 
„Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV“ fortge-
schrieben wird.

5. �Die objektive und transparente Aufstellung der Parameter, 
anhand derer die Ausgleichsleistung berechnet wird, die 
operative Abwicklung der Ausreichung der Ausgleichsleis-
tungen, die Führung von Nachweisen durch die Verkehrs-
unternehmen und die Rückforderung von Ausgleichleistun-
gen unter Einbindung der MVV GmbH richten sich nach der 
„Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV“ der MVV 
GmbH (Anlage 2). 

6. �Diese Allgemeinverfügung ist am Tag nach der Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München be-
kanntgegeben (Art. 41 Abs. 4 Satz 4 Bayerisches Verwal-
tungsverfahrensgesetz). Die Verpflichtung nach Ziffer 1 tritt 
zum 10. Dezember 2023 in Kraft. 

7. �Diese Allgemeinverfügung tritt am 31. Juli 2025 außer Kraft. 
Sie kann durch Allgemeinverfügung verlängert, geändert 
oder aufgehoben werden. Die Landeshauptstadt München 
wird gemeinsam mit den anderen Aufgabenträgern im MVV 
bis zum 31. Dezember 2024 über eine Nachfolgeregelung 
dieser Allgemeinverfügung befinden bzw. die erforderlichen 
Maßnahmen ergreifen, um auch nach dem 31. Juli 2025 
eine nachhaltige Erbringung der Verkehrsleistung durch die 
Verkehrsunternehmen unter Geltung des MVV-Gemein-
schaftstarifs sicherzustellen. 

8. �Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Allgemeinverfü-
gung: 
Anlage 1: �Die jeweils gültigen Beförderungs- und Tarif

bestimmungen des MVV (abrufbar unter  
https://www.mvv-muenchen.de/tarif) 

Anlage 2: ��Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV 
Fortschreibungen und Änderungen an der Anlage 2 werden 
als Änderung dieser Allgemeinverfügung nach Art. 41 Abs. 4 
BayVwVfG öffentlich bekannt gegeben.

Gründe:

Der Freistaat Bayern, der Stadtrat der Landeshauptstadt 
München, der Stadtrat der kreisfreien Stadt Rosenheim sowie 
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die Kreistage der Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, 
Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Miesbach, 
München, Rosenheim und Starnberg haben der Einführung 
und Fortführung des 365-Euro-Ticket MVV zugestimmt. Da 
die Umsetzung dieses neuen Angebotes nach den Prognosen 
der MVV GmbH, zu kalkulatorischen Mindereinnahmen von 
bis zu 37,25 Millionen Euro pro Jahr (Fortschreibung entspre-
chend Anlage 2) führen kann und somit nicht ohne Aus-
gleichsleistungen möglich ist (vgl. § 8a Abs. 1 Satz 2 Perso-
nenbeförderungsgesetz (PBefG)), haben der Freistaat Bayern, 
der Stadtrat der Landeshauptstadt , der Stadtrat der kreisfrei-
en Stadt Rosenheim sowie die Kreistage der Landkreise Bad 
Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, 
Fürstenfeldbruck, Miesbach, München, Rosenheim und 
Starnberg beschlossen, den betroffenen Verkehrsunterneh-
men hierfür ab dem 10. Dezember 2023 einen wirtschaftlichen 
Ausgleich bis zu einer Höhe von 37,25 Millionen Euro pro Jahr 
zu gewähren, der Betrag von 37,25 Millionen Euro wird ent-
sprechend der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV 
(Anlage 2) fortgeschrieben. Die Höhe des jeweils aktuellen 
Gesamtausgleichsbetrages ergibt sich aus der jeweils aktuel-
len Finanzierungsrichtlinie.

Als rechtliche Grundlage für die Ausreichung der Ausgleichs-
leistungen an die Verbundverkehrsunternehmen im MVV er-
lässt die Landeshauptstadt München in ihrer Funktion als Auf-
gabenträgerin für den allgemeinen ÖPNV gemäß Art. 8 Abs. 1 
BayÖPNVG und gemäß Art. 8 Abs. 2 BayÖPNVG als zuständi-
ge Behörde im Sinne der VO (EG) 1370/2007 in ihrem sachli-
chen und räumlichen Zuständigkeitsbereich gemäß Art. 8a 
Abs. 2 i.V.m. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 eine Allgemeine 
Vorschrift in Form einer Allgemeinverfügung über die Festset-
zung des MVV-Gemeinschaftstarif als Höchsttarif für alle Aus-
zubildenden. Die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung geht 
über die in § 45a PBefG enthaltene gemeinwirtschaftliche Ver-
pflichtung hinaus und im Rahmen des Ausgleichsverfahrens 
wird eine Doppelfinanzierung aufgrund Ausgleichsleistungen 
nach § 45a PBefG und nach dieser Allgemeinverfügung ver-
mieden. 

Sie beachtet die Vorgaben des Rechts der Europäischen Uni-
on nach Maßgabe der VO (EG) 1370/2007 durch eine transpa-
rente und diskriminierungsfreie Ausreichung der Mittel an die 
Verkehrsunternehmen und eine auf den finanziellen Nettoef-
fekt aus der Erfüllung der Tarifpflicht beschränkte Gewährung 
von Ausgleichsleistungen. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht in München,  
Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist 
das Verwaltungsgericht München in 80335 München, Bayer-
straße 30, örtlich zuständig.

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 01. Dezember 2023		  Dieter  Reiter
		  Oberbügermeister

Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV
der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH

Präambel

Die Gremien der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH 
(MVV GmbH) haben beschlossen (Gesellschafterbeschluss 
vom 16. September 2022), das zum 01. August 2020 im Mün-
chener Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) für Schülerinnen, 
Schüler und Auszubildende eingeführte 365-Euro-Ticket MVV 
mit verbundweiter Gültigkeit als Jahresticket fortzuführen. Ziel 
ist es, den Schülern und Auszubildenden ein preisgünstiges 
Angebot anzubieten, um zum einen diese Zielgruppe frühzei-
tig an den ÖPNV heranzuführen, und zum anderen die Umwelt 
in Bezug auf den motorisierten Individualverkehr (MIV) zu ent-
lasten.

Zum 01.09.2023 hat der Freistaat Bayern das Bayerische Er-
mäßigungs-Ticket für Auszubildende, Studierende, Freiwilli-
gendienstleistende sowie Beamtenanwärter eingeführt. Bei 
dem Angebot handelt es sich um ein durch den Freistaat Bay-
ern vergünstigtes Deutschlandticket, das ebenfalls bundes-
weit genutzt werden kann. Die Gruppe der Berechtigten über-
schneidet sich teilweise mit den Bezugsberechtigten für das 
365-Euro-Ticket MVV, es ist jedoch aufgrund der gesamten 
Rahmenbedingungen davon auszugehen, dass die meisten 
Berechtigten das Bayerische Ermäßigungs-Ticket nutzen wer-
den.

Zum 10.12.2023 treten der Landkreis Miesbach, der Landkreis 
Rosenheim, die kreisfreie Stadt Rosenheim sowie der Land-
kreis Bad Tölz-Wolfratshausen mit dem südlichen Landkreis-
teil dem Münchner Verkehrs- und Tarifverbund bei, so dass 
der MVV-Gemeinschaftstarif ab dem 10.12.2023 auf diesem 
Geltungsbereich den Höchsttarif darstellt. Als Teil des MVV-
Gemeinschaftstarifes wird zum 10.12.2023 das 365-Euro- 
Ticket MVV mit verbundweiter Gültigkeit als Jahresticket auch 
in diesen Geltungsbereichen eingeführt.

Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München, die 
kreisfreie Stadt Rosenheim sowie die Landkreise Bad Tölz-
Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürs-
tenfeldbruck, Miesbach, München, Rosenheim und Starnberg 
stellen eine angemessene Finanzierung als Ausgleich für sin-
kende Fahrgelderlöse im MVV-Gemeinschaftstarif, die aus der 
Umsetzung der Einführung des 365-Euro-Ticket MVV resultie-
ren, sicher.

Um die europarechtskonforme Finanzierung der Minderein-
nahmen im MVV-Gemeinschaftstarif nach Einführung des 
365-Euro-Tickets MVV ab dem 01. August 2020 bzw. zum  
10. Dezember 2023 in den Verbundraumerweiterungsgebieten 
sicherzustellen, werden als Grundlage für die Ausreichung  
der Ausgleichsleistungen an die Verkehrsunternehmen von 
den Aufgabenträgern im MVV für ihr jeweiliges Zuständig-
keitsgebiet jeweils eine Allgemeine Vorschrift im Sinne von 
Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/200701  in Form einer Allgemein-
verfügung erlassen.

Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichsbe-
trages und die Durchführung des Finanztransfers gegenüber 
den Verbundverkehrsunternehmen im MVV erfolgt über die 
MVV GmbH auf Basis der vorliegenden Finanzierungrichtlinie.
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§ 1 Anwendungsbereich, Zuwendungszweck, Abwicklung 
über die MVV GmbH 

(1)		�Der Freistaat Bayern als Aufgabenträger für den Schienen-
personennahverkehr sowie die Landeshauptstadt Mün-
chen, die kreisfreie Stadt Rosenheim und die Landkreise 
Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, 
Freising, Fürstenfeldbruck, Miesbach, München, Rosen-
heim und Starnberg als Aufgabenträger für den allgemei-
nen öffentlichen Personennahverkehr (nachfolgend ge-
meinsam: MVV-Aufgabenträger) werden jeweils für ihr 
Zuständigkeitsgebiet Allgemeine Vorschriften im Sinne von 
Art. 3 Abs. 2 VO 1370/2007 in Form von Allgemeinverfü-
gungen zur Festsetzung des MVV-Gemeinschaftstarifs mit 
dem 365-Euro-Ticket MVV erlassen bzw. fortschreiben. 
Laut den Allgemeinverfügungen wird den Verbundver-
kehrsunternehmen für die Beförderung von Auszubilden-
den im Sinne der Definition der bezugsberechtigten Perso-
nen des 365-Euro-Ticket MVV im MVV-Gemeinschaftstarif 
(im Folgenden Auszubildende genannt) mit dem 365-Euro-
Ticket MVV im MVV-Gemeinschaftstarif in den jeweiligen 
Zuständigkeitsgebieten einschließlich der Verkehre in  
dem Gebiet des Landkreises Kelheim, der Städte Dachau 
und Freising und dem Gebiet der Gemeinden Anzing, Holz-
kirchen, Kolbermoor, Pliening, Poing und Vaterstetten ein 
Ausgleich für die nicht gedeckten Kosten im MVV, die 
durch die Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs in  
der jeweils geltenden Fassung (abrufbar unter www.mvv-
muenchen.de/gemeinschaftstarif) entstehen, gewährt.  
Die Verbundverkehrsunternehmen haben aufgrund dieser 
Richtlinie keinen Rechtsanspruch auf Gewährung eines 
vollständigen Kostenausgleichs und / oder einer vollständi-
gen Preisauffüllung im Zusammenhang mit der Anwen-
dung des MVV-Gemeinschaftstarifs.

(2)	�Auf Grundlage der von den MVV-Aufgabenträgern erlasse-
nen Allgemeinverfügungen reicht die MVV GmbH die ihr 
zugewiesenen Ausgleichsleistungen im Namen und Auf-
trag der MVV-Aufgabenträger und nach Maßgabe dieser 
Richtlinie an die Verbundverkehrsunternehmen aus.

(3)	�Die Ausgleichsleistungen werden im Interesse und zur För-
derung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) ge-
leistet und stehen nicht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit einzelnen Beförderungsleistungen. Förderziel ist die 
Gewährleistung einer ausreichenden Bedienung der Aus-
zubildenden mit Verkehrsleistungen im ÖPNV. Nach erfolg-
ter Abstimmung mit dem Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen und für Heimat unterliegen die Ausgleichs-
leistungen als echte nicht steuerbare Zuschüsse nicht der 
Umsatzsteuer. Die Zahlungen werden daher netto (ohne 
Umsatzsteuer) geleistet. Sind aufgrund einer abweichen-
den umsatzsteuerlichen Bewertung durch die zuständigen 
Veranlagungsfinanzämter von den Verbundverkehrsunter-
nehmen Umsatzsteuerbeträge rückwirkend zu entrichten 
(durch Änderung der rechtlichen Beurteilung z. B. im Rah-
men einer steuerlichen Betriebsprüfung), erhöht sich der 
Ausgleichsanspruch der Verbundverkehrsunternehmen 
nicht. Dies gilt ebenso für die durch die nachträgliche Zah-
lung entstehenden steuerlichen Nebenleistungen im Sinne 
des § 3 Abs. 4 Abgabenordnung. Die vorgenannten MVV-
Aufgabenträger werden eine nachteilige Änderung der um-

satzsteuerlichen Behandlung der Ausgleichsleistungen 
zum Anlass nehmen, die Angemessenheit der Pflichten der 
Verbundverkehrsunternehmen zu überprüfen. 

(4)		�Der Freistaat Bayern strebt im Jahr 2024 eine Evaluierung 
aller 365-Euro-Tickets in Bayern an. 

§ 2 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Finanzierungsrichtlinie bezeichnet der Aus-
druck

a)	� „Verbundverkehrsunternehmen" Verkehrsunternehmen, 
die im Verbundraum des MVV allgemeinen öffentlichen 
Personennahverkehr (Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayÖPNVG) 
betreiben, und Eisenbahnverkehrsunternehmen im Sinne 
des allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG), die Schienen-
personennahverkehr (Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayÖPNVG) 
betreiben, und die den MVV-Gemeinschaftstarif anwen-
den; 

b)	 �„Abrechnungsjahr" entsprechend Anhang 1 das Kalender-
jahr beziehungsweise ein anteiliges Kalenderjahr;

c)	� „Nachweisjahr“ das Kalenderjahr;

d)	� „Verbundverkehrsunternehmen mit Einnahmeninteresse“ 
Verbundverkehrsunternehmen, die ihre Verkehrsleistung 
im MVV-Gemeinschaftstarif nicht ausschließlich auf Basis 
von Bruttoverkehrsverträgen mit dem jeweiligen Aufga-
benträger erbringen.

§ 3 Ausgleichsempfänger, Ausgleichsvoraussetzungen

(1)		�Ausgleichsleistungen werden den Verbundverkehrsunter-
nehmen gewährt, wenn sie die folgenden Voraussetzungen 
erfüllen: 
– �Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs nach Einfüh-

rung des 365-Euro-Ticket MVV zum 01. August 2020 im 
Geltungszeitraum der jeweiligen Allgemeinverfügung nach 
§ 1, 

– �Teilnahme an der Einnahmenaufteilung im MVV,
– �Fristgerechte Einnahmenmeldung nach Maßgabe von § 6,
– �Mitwirkung des Verbundverkehrsunternehmens bei der  

Tarifanzeige bzw. -zustimmung des jeweils von den MVV-
Aufgabenträgern vorgegebenen Höchsttarifs für das 
365-Euro-Ticket MVV.

(2)	�Im Falle der Übertragung der personenbeförderungsrecht-
lichen Betriebsführung nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 PBefG ist nur 
der Betriebsführer anspruchsberechtigt. Im Falle von Ge-
meinschaftskonzessionen ist jeder Mitinhaber in Höhe sei-
nes Anteils an den Einnahmen auf der jeweiligen Linie an-
spruchsberechtigt, wenn nicht die Betriebsführung auf ein 
anderes Verbundverkehrsunternehmen übertragen wurde.

§ 4 Gegenstand, Art und Umfang der Ausgleichsleistung

(1)		�Der MVV GmbH wird von den MVV-Aufgabenträgern für 
den Zeitraum ab dem 1. Januar 2024 bis zum 31. Juli 2025 
zur Finanzierung des 365-Euro-Ticket MVV ein Ausgleich 
zur Verfügung gestellt. Der Gesamtausgleichsbetrag hat 
eine Höhe von bis zu 37,25 Millionen Euro pro Jahr und 
wird entsprechend Absatz 5 fortgeschrieben. Dabei setzt 
sich der Gesamtausgleichsbetrag aus Bestandteil A für 
den Freistaat Bayern sowie die die Landeshauptstadt Mün-
chen, die die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen (nördli-
cher Teil), Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürsten-
feldbruck, München und Starnberg in Höhe 34,4 Mio. Euro 
und Bestandteil B für den Freistaat Bayern sowie die Land-
kreise Bad Tölz-Wolfratshausen (südlicher Teil), Miesbach 
und Rosenheim in Höhe von 2,85 Mio. Euro und Bestand-

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLA-
MENTS UND DES RATES vom 23. Ok-tober 2007 über öffentliche Per-
sonenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der 
Verordnun-gen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates 
(ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EURO
PÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öff-
nung des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste 
(ABl. L 354/22). 



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 35/2023

815

teil C für die kreisfreie Stadt Rosenheim in Höhe von 0,0 
Mio. Euro zusammen.

(2)	�Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München und 
die Verbundlandkreise teilen sich das Ausgleichsrisiko im 
folgenden Verhältnis: Der Freistaat Bayern trägt zwei Drit-
tel, und das weitere Drittel teilen die Landeshauptstadt 
München, die kreisfreie Stadt Rosenheim und die Land-
kreise wie folgend dargestellt unter sich auf. Dabei wird 
grundsätzlich das Verhältnis der Schülerzahlen abzüglich 
eines Anteils der Auszubildenden herangezogen. Zusätz-
lich wird wegen des unterschiedlichen Einführungszeitrau-
mes (01.08.2020 bzw. 10.12.2023) für die Landeshaupt-
stadt München, die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen 
(nördlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürs-
tenfeldbruck, München und Starnberg ein anderes Berech-
nungsverfahren angewendet als für die kreisfreie Stadt Ro-
senheim und die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen 
(südlicher Teil), Miesbach und Rosenheim. Die exakten 
Werte für das Jahr 2024 können den folgenden Tabellen 
entnommen werden:

Schülerzahlen in den Landkreisen und kreisfreien Städten

Kommune Schüler 
Herbst 
2021***

Berufs-
schüler 
Herbst 21

Freiwilligen-
dienst- 
leistende**

Schüler-Potential 
für 365-Euro- 
Ticket MVV 2024

Bestandteil A

Landes-
hauptstadt 
München

       
191.903 

         
59.949 

             
1.182 

                 
136.885 

LK 
Bad Tölz-
Wolfrats. 
Nord*

         
11.815 

           
1.962 

                  
73 

                     
9.983 

LK Dachau 18.930  2.689         117        16.405 

LK Ebers-
berg

         
16.998 

              
394 

                
105 

                   
16.549 

LK Erding 17.469 3.253 108 14.444 

LK Freising 20.166 3.468 124 16.933 

LK Fürs-
tenfeld-
bruck

         
26.846 

           
3.763 

                
165 

                   
23.311 

LK München 41.532 2.573 256 38.986 

LK Starn-
berg

         
18.133 

           
2.175 

                
112 

                   
16.075 

Summe 
Bestandteil 
A

       
363.792 

         
80.226 

             
2.242 

                 
289.571 

Bestandteil B

LK Bad 
Tölz-
Wolfrats. 
Süd*

           
4.151 

              
689 

                  
26 

                     
3.507 

LK Mies-
bach

         
12.734 

           
2.525 

                  
78 

                   
10.391 

LK Rosen-
heim

         
27.845 

           
4.328 

                
172 

                   
23.795 

Summe 
Bestandteil 
B

         
44.730 

           
7.542 

                
276 

                   
37.693 

Bestandteil C

Schülerzahlen in den Landkreisen und kreisfreien Städten

Kreisfreie 
Stadt  
Rosenheim

         
13.760 

           
5.671 

                  
85 

                     
8.580 

Summe 
Bestandteil 
C

         
13.760 

           
5.671 

                  
85 

                     
8.580 

Gesamt

Summe 422.282 93.439 2.603 335.844 

*Schüler im Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen werden zu 74 Prozent 
dem nördlichen und zu 26 Prozent dem südlichen Landkreisteil zuge-
rechnet 
** Die Freiwilligendienstleistenden wurden aus bayernweiten Zahlen des 
Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales sowie 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ab-
geleitet. Dabei wurde davon ausgegangen, dass 1/3 der 7.803 Personen 
im Jahr 2022 im MVV-Tarifgebiet (Stand 10.12.2023) tätig sind. Die Wer-
te werden als konstant angenommen und nicht fortgeschrieben.  
*** Quelle: Eckdaten der amtlichen Schulstatistik in Bayern im Herbst 
2021 nach kreisfreien Städten und Landkreisen / https://www.statistik.
bayern.de/statistik/bildung_soziales/schulen/index.html

Das Schüler-Potential je Kommune für das 365-Euro-Ticket 
MVV ergibt sich aus der Gesamtanzahl an Schülern abzüglich 
90 Prozent der Berufsschüler sowie abzüglich 90 Prozent der 
Freiwilligendienstleistenden. Aus dem Schüler-Potential je 
Kommune ergibt sich der jeweilige Anteil an 365-Euro-Tickets 
MVV je kreisfreier Stadt bzw. je Landkreis innerhalb der Be-
standteile A, B und C. Die exakten Werte für das Jahr 2024 
können den folgenden Tabellen entnommen werden.

Anteil an 365-Euro-Tickets MVV

 Prognose  
Anteil 365- 
Euro-Tickets 
Bestandteil A 

Prognose  
Anteil 365- 
Euro-Tickets 
Bestandteil B

Prognose  
Anteil 365- 
Euro-Tickets 
Bestandteil C

Kostenfreie 
Schülertickets

68.100   13.500   1.400   

Selbstzahler 48.236   4.395   1.572   

Schüler- 
Potential für 
365-Euro- 
Ticket MVV

289.571   37.693   8.580   

Anzahl  
365-Euro- 
Tickets

116.336   17.895   2.972   

Anteil  
an 365-Euro- 
Tickets MVV

84,79 % 13,04 % 2,17 %

* In Tabelle dargestellte Prozentwerte sind auf zwei Kommastellen ge-
rundet und gehen so in die weitere Berechnung ein.
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Aus dem Schülerpotential sowie der Anzahl an 365-Euro-Ti-
ckets ergibt sich ein Anteil an den 365-Euro-Tickets im MVV 
für Bestandteil A, Bestandteil B und Bestandteil C.

Anteil an 365-Euro-Tickets und Aufteilung je Bestandteil

Kommune Schüler-Poten-
tial für 365- 
Euro-Ticket 
MVV 2024

Anteil Schüler-
Potential 2024

Anteil an  
365-Euro- 
Tickets MVV 
2024

Bestandteil A

Landeshaupt-
stadt München

136.885 47,3 % 40,1 %

LK Bad Tölz-
Wolfrats. Nord

9.983 3,4 % 2,9 %

LK Dachau 16.405 5,7 % 4,8 %

LK Ebersberg 16.549 5,7 % 4,8 %

LK Erding 14.444 5,0 % 4,2 %

LK Freising 16.933 5,8 % 5,0 %

LK Fürsten-
feldbruck

23.311 8,1 % 6,8 %

LK München 38.986 13,5 % 11,4 %

LK Starnberg 16.075 5,6 % 4,7 %

Summe  
Bestandteil A

289.571 100,0 % 84,8 %

Bestandteil B

LK Bad Tölz-
Wolfrats. Süd

3.507 9,3 % 1,2 %

LK Miesbach 10.391 27,6 % 3,6 %

LK Rosenheim 23.795 63,1 % 8,2 %

Summe  
Bestandteil B

37.693 100,0 % 13,0 %

Bestandteil C

Kreisfreie 
Stadt Rosen-
heim

8.580 100,0 % 2,2 %

Summe  
Bestandteil C

8.580 100,0 % 2,2 %

Gesamt

Summe 335.844  N/A 100,0 %

* In Tabelle dargestellte Werte sind gerundet, in der Berechnung findet 
keine Rundung statt

Die Aufteilung des Kostenanteils der kommunalen Aufgaben-
träger wird in den Folgejahren ab 2025 auf Basis der Schüler-
zahlen (Allgemein bildende Schulen und berufliche Schulen) 
fortgeschrieben. Die Daten werden der amtlichen Schulstatis-
tik Bayern entnommen. 

Zum Zeitpunkt der Berechnung lagen die Daten der Schulsta-
tistik Herbst 2021 vor und wurden dementsprechend für die 
Berechnung verwendet und gelten im Abrechnungsjahr 2024. 
Die Fortschreibung im Abrechnungsjahr 2025 erfolgt deshalb 
mit der Schulstatistik Herbst 2022 und in den Folgejahren ent-
sprechend.

Für den Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen gilt eine beson-
dere Regelung. Da 2020 lediglich der nördliche Teil des Land-
kreises in den MVV integriert war, werden für diesen Land-

kreis für die Dauer der Allgemeinverfügung 74 Prozent der 
Schüler im Landkreis dem nördlichen Landkreisteil und 26 
Prozent der Schüler dem südlichen Landkreisteil angerechnet. 
Dies ist relevant, da für die unterschiedlichen Landkreisteile 
unterschiedliche Mindererlöse je Schüler anfallen.

Kommune Kostenprognose 
2024*

Maximaler Aus-
gleichsbetrag 2024

Bestandteil A

Landeshauptstadt 
München

      4.607.410,00 €       5.420.482,94 € 

LK Bad Tölz-Wolfrats. 
Nord

         336.018,00 €          395.314,91 € 

LK Dachau          552.176,00 €          649.618,46 € 

LK Ebersberg          557.023,00 €          655.320,69 € 

LK Erding          486.170,00 €          571.965,19 € 

LK Freising          569.948,00 €          670.526,63 € 

LK Fürstenfeldbruck          784.625,00 €          923.087,83 € 

LK München       1.312.229,00 €       1.543.799,16 € 

LK Starnberg          541.068,00 €          636.550,85 € 

Freistaat Bayern     19.493.333,00 €     22.933.333,34 € 

Summe Bestandteil A     29.240.000,00 €     34.400.000,00 € 

 Bestandteil B 

LK Bad Tölz-Wolfrats. 
Süd

           75.131,00 €            88.389,09 € 

LK Miesbach          222.607,00 €          261.890,80 € 

LK Rosenheim          509.762,00 €          599.720,11 € 

Freistaat Bayern       1.615.000,00 €       1.900.000,00 € 

Summe Bestandteil B       2.422.500,00 €       2.850.000,00 € 

 Bestandteil C 

Kreisfreie Stadt Rosen-
heim

                        -   €                         -   € 

Freistaat Bayern                         -   €                         -   € 

Summe Bestandteil C                         -   €                         -   € 

Gesamt

Summe     31.662.500,00 €     37.250.000,00 € 

*Die Kostenprognose stellt eine Abschätzung auf Basis der aktuellen 
Verkaufszahlen des 365-Euro-Tickets MVV dar

(3)	�Maximal bis zur Höhe der Mittel nach Absatz 1 reicht die 
MVV GmbH Ausgleichsleistungen an die Verbundverkehrs-
unternehmen aus, die den MVV-Gemeinschaftstarif nach 
Einführung des 365-Euro-Ticket MVV seit dem 01. August 
2020 bzw. 10. Dezember 2023 im Geltungszeitraum der je-
weiligen Allgemeinverfügung nach § 1 anwenden. Die Ge-
währung von Ausgleichsleistungen nach dieser Finanzie-
rungrichtlinie an die Verbundverkehrsunternehmen erfolgt 
nach Zuweisung der erforderlichen Ausgleichsleistungen 
durch die MVV-Aufgabenträger an die MVV GmbH.

(4)		�Ab dem 01. August 2020 bzw. 1. Januar 2024 – frühestens 
jedoch ab Inkrafttreten der Tarifgenehmigung des MVV-
Gemeinschaftstarifs nach Einführung des 365-Euro-Ticket 
MVV durch das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr und durch die Regierung von Oberbayern 
als zuständige Genehmigungsbehörden – haben die Ver-
bundverkehrsunternehmen unter Berücksichtigung von § 5 
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Absatz 2 dieser Finanzierungsrichtlinie einen Anspruch auf 
Ausreichung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe die-
ser Finanzierungsrichtlinie.

 
(5)	�Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages er-

folgt auf Basis der Entwicklung der Schülerzahlen sowie 
der Entwicklung des MVV-Tarifniveaus sowie dem Tarifni-
veau des Deutschlandtickets. Die Fortschreibung wird in 
Anhang 1, Anhang 2, Anhang 3, und Anhang 4 im Detail 
dargestellt.

(6)	�Sollte sich während der Geltungszeit der jeweiligen Allge-
meinverfügungen zur Festsetzung des 365-Euro-Tickets 
MVV als Höchsttarif zeigen, dass der Gesamtausgleichs-
betrag hierfür nicht ausreicht, werden die jeweiligen MVV-
Aufgabenträger (Bestandteil A und/oder B und/oder C) ge-
meinsam geeignete Maßnahmen (bspw. Anpassung des 
Gesamtausgleichsbetrags) prüfen.

(7)	�Sofern durch die Festsetzung des 365-Euro-Tickets MVV 
als Höchsttarif in einem anderen Tarif Mindereinnahmen 
entstehen, ist dies dem jeweiligen Aufgabenträger direkt 
anzuzeigen. Ein Ausgleich dieser Mindereinnahmen erfolgt 
nicht über die Allgemeinverfügung über die Festsetzung 
des 365-Euro-Ticket MVV für Schülerinnen, Schüler und 
Auszubildende zum 01.08.2020 als Höchsttarif, sondern 
kann gegebenenfalls in bilateralen Vereinbarungen mit 
dem jeweiligen Aufgabenträger erfolgen.

§ 5 Ausgleichsberechnung

(1)		�Die Verbundverkehrsunternehmen haben Anspruch auf 
(anteiligen) Ausgleich der Mindereinnahmen im MVV (Ab-
sätze 2 und 3) und der Verminderung der Ausgleichsleis-
tungen nach §§ 228 ff. SGB IX (Absatz 4), die durch die An-
wendung des MVV-Gemeinschaftstarifs (nach Einführung 
des 365-Euro-Ticket MVV) gegenüber der bisherigen Fas-
sung des MVV-Gemeinschaftstarifs entstehen, nach Maß-
gabe der nachstehenden Regelungen. Der Gesamtaus-
gleichsbetrag für alle Verbundverkehrsunternehmen ist auf 
bis zu 37,25 Millionen Euro pro Jahr begrenzt, der entspre-
chend § 4 fortgeschrieben wird. In Jahren in denen das 
Angebot des 365-Euro-Ticket MVV nur teilweise angebo-
ten wird, steht ein anteiliger Gesamtausgleichsbetrag von 
1/12 des Gesamtausgleichsbetrages je Monat (Fortschrei-
bung entsprechend § 4), in dem der MVV-Gemeinschafts-
tarif nach Einführung des 365-Euro-Ticket MVV angewen-
det wird, zur Verfügung.

(2)	�Sollten der Freistaat Bayern oder der Bund Ausgleichleis-
tungen für tarifliche Maßnahmen oder als Ersatz für Ein-
nahmeausfälle der Verkehrsunternehmen bereitstellen und 
entsprechende Regelungen erlassen, so erfolgt die Ausrei-
chung der Finanzierung nach dieser Finanzierungsrichtlinie 
nachrangig, soweit und in dem Umfang es nach den Rege-
lungen des Freistaats Bayern und/oder des Bundes recht-
lich zulässig ist. Die Verkehrsunternehmen haben diese 
Ausgleichszahlungen vorrangig in Anspruch zu nehmen 
bzw. zu beantragen. 

(3)	�Der Gesamtausgleichsbetrag Bestandteil A sowie der Ge-
samtausgleichsbetrag Bestandteil B sowie der Gesamt-
ausgleichsbetrag Bestandteil C zum Ausgleich der Minder-
einnahmen für alle Verbundverkehrsunternehmen 
errechnet sich aus dem fortgeschriebenen kalkulierten 
Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV für Bestandteil 
A sowie dem fortgeschriebenen kalkulierten Ausgleichsbe-
darf je 365-Euro-Ticket MVV für Bestandteil B und dem 
fortgeschriebenen kalkulierten Ausgleichsbedarf je 
365-Euro-Ticket MVV für Bestandteil C. Diese ergeben 
sich aus der Differenz von „Ohne-Fall“ und „Mit-Fall“. In 
Anhang 1, Anhang 2, Anhang 3 und Anhang 4 wird die Be-

rechnung des Gesamtausgleichsbetrages im Detaildarge-
stellt. Die Verteilung der Gesamtausgleichsleistungen er-
folgt auf die Verbundverkehrsunternehmen getrennt von 
den Fahrgeldeinnahmen entsprechend den Maßgaben der 
MVV-Einnahmenaufteilung. In der 1. Ebene erhalten die 
Regionalbusunternehmen nach dem Verfahren der Realen 
Ertragskraft den Einnahmenanspruch aus dem 365-Euro–
Ticket MVV bestehend aus Fahrgeldeinnahme und Aus-
gleichsanspruch. Daran schließt sich die Verteilung auf der 
2. Ebene und 3. Ebene nach dem dort im jeweiligen Jahr 
gültigen Schlüssel an.

(4)		�Der Ausgleich der Mindereinnahmen nach Absatz 3, den 
die Verbundverkehrsunternehmen erhalten, enthält auch 
die Verminderung der Ausgleichsleistungen nach § 228 ff. 
SGB IX. Die Höhe des Anteils der Mindereinnahmen durch 
die Verminderung der Ausgleichsleistungen nach § 228 ff. 
SGB IX bemisst sich nach dem vom Zentrum Bayern Fami-
lie und Soziales für das Jahr 2022 veröffentlichten Pau-
schalsatz von 2,60 Prozent (Bayerischer Staatsanzeiger Nr. 
4/2023 vom 27.01.2023).  

(5)	�Die Fahrgeldeinnahmen aus dem MVV-Gemeinschaftstarif, 
Fahrgeldersatzeinnahmen (§§ 228 ff. SGB IX, § 45a PBefG) 
sowie Ausgleichsleistungen aus anderen Allgemeinen Vor-
schriften verbleiben bei den Verbundverkehrsunterneh-
men. Die Einnahmenaufteilung im Verbund bleibt unbe-
rührt.

(6)	�Gezielte tarifrechtliche Maßnahmen, die direkt zuordenba-
re Minder- oder Mehreinnahmen ergeben, können beim 
Ohne-Fall berücksichtigt werden; Voraussetzung für die 
Berücksichtigung im Ohne-Fall ist ein Beschluss des Ver-
bundrates und der Gesellschafterversammlung.

(7)	�Die Berechnung des Gesamtausgleichsbetrags erfolgt ge-
mäß Anhang 1-4 getrennt für vier Abrechnungsjahre, von 
denen es sich beim ersten und letzten je um ein Rumpfjahr 
handelt. Eventuelle Unterschiede in der Periodenzuord-
nung zwischen dem Mit- und dem Ohne-Fall gleichen sich 
nach Auffassung der MVV-Aufgabenträger über den ge-
samten Gültigkeitszeitraum aus. Sofern das 365-Euro-Ti-
cket MVV über den 31. Juli 2025 hinaus fortgesetzt werden 
soll, gewährleisten die MVV-Aufgabenträger, dass dies 
auch für eventuelle Anschlussregelungen gilt. 

§ 6 Ausgleichsverfahren

(1)		�Die Zahlung der Ausgleichsleistungen erfolgt durch die 
MVV-Aufgabenträger an die MVV GmbH in Form 
a)	�von einer Abschlagszahlung im Jahr 2020 und vier Ab-

schlagszahlungen in den Jahren 2021 bis 2024 sowie drei 
Abschlagszahlungen im Jahr 2025 in Höhe von 80 % der 
Kostenprognose für das jeweilige Abrechnungsjahr (Ab-
schläge) und 

b)	�einer Schlusszahlung unter Verrechnung der Abschläge 
nach a), nachdem die Daten der kassentechnischen Ein-
nahmen im MVV-Gemeinschaftstarif dem MVV vorliegen.

 
Die Abschlagszahlungen werden entsprechend Anhang 1 
berechnet. Die Ausgleichsbeträge können nicht negativ wer-
den und würden bei einem rechnerisch negativen Ergebnis 
auf null gesetzt werden (0,00 Euro).

(2)	�Die Abschlagszahlungen und die Schlusszahlungen der 
MVV-Aufgabenträger an die MVV GmbH erfolgen zu fol-
genden Terminen:

Abrechnungsjahr 1 2020

•	� Abschlagszahlung zum 10. November 2020 für die Monate 
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August bis Dezember durch den Freistaat Bayern, die Lan-
deshauptstadt München sowie die Landkreise Bad Tölz-
Wolfratshausen, Ebersberg, Freising, München und Starn-
berg. Die Landkreise Dachau, Erding und Fürstenfeldbruck 
leisten diese Abschlagszahlung zum 10. Januar 2021.

•	� Schlusszahlung Abrechnungsjahr 1 zum 01. Juni 2021

Abrechnungsjahr 2 2021
•	� 1. Abschlagszahlung zum 20. Januar 2021 für die Monate 

Januar bis März
•	� 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2021 für die Monate Ap-

ril bis Juni
•	� 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2021 für die Monate Juli 

bis September
•	� 4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2021 für die Monate 

Oktober bis Dezember
•	 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 2 zum 01. Juni 2022

Abrechnungsjahr 3 2022
•	� 1. Abschlagszahlung zum 20. Januar 2022 für die Monate 

Januar bis März
•	� 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2022 für die Monate Ap-

ril bis Juni
•	� 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2022 für die Monate Juli 

bis September
•	� 4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2022 für die Monate 

Oktober bis Dezember
•	 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 3 zum 01. Juni 2023

Abrechnungsjahr 4 2023
•	� 1. Abschlagszahlung zum 20. Januar 2023 für die Monate 

Januar bis März
•	� 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2023 für die Monate Ap-

ril bis Juni
•	� 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2023 für die Monate Juli 

bis September
•	� 4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2023 für die Monate 

Oktober bis Dezember
•	 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 4 zum 01. Juni 2024

Abrechnungsjahr 5 2024
•	� 1. Abschlagszahlung zum 20. Februar 2024 für die Monate 

Januar bis März
•	� 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2024 für die Monate Ap-

ril bis Juni
•	� 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2024 für die Monate Juli 

bis September
•	� 4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2024 für die Monate 

Oktober bis Dezember
•	 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 5 zum 01. Juni 2025

Abrechnungsjahr 6 2025
•	� 1. Abschlagszahlung zum 20. Februar 2025 für die Monate 

Januar bis März
•	� 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2025 für die Monate Ap-

ril bis Juni
•	 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2025 für den Monat Juli
•	 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 6 zum 01. Juni 2026.

(3)	�Die Abschlagszahlungen und die Schlusszahlungen leitet 
die MVV GmbH zu folgenden Terminen an die Verbundver-
kehrsunternehmen weiter, sofern die Zahlungen der MVV-
Aufgabenträger zu diesem Zeitpunkt bei der MVV GmbH 
eingegangen sind. Für den Fall, dass der MVV GmbH die 
erforderlichen Mittel zu den genannten Terminen noch 
nicht vollständig zur Verfügung stehen, steht es ihr frei, 
Teilzahlungen weiterzuleiten oder die Weiterleitung an ei-
nem späteren Datum zu vollziehen.

Abrechnungsjahr 1 2020
•	� Abschlagszahlung zum 05. Dezember 2020 für die Monate 

August bis Dezember durch den Freistaat Bayern, die Lan-

deshauptstadt München sowie die Landkreise Bad Tölz-
Wolfratshausen, Ebersberg, Freising, München und Starn-
berg. Die Abschlagszahlung für die Landkreise Dachau, 
Erding und Fürstenfeldbruck folgt zum 05. Februar 2021.

•	 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 1 zum 25. Juni 2021

Abrechnungsjahr 2 2021
•	� 1. Abschlagszahlung zum 15. Februar 2021 für die Monate 

Januar bis März
•	� 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2021 für die Monate April 

bis Juni
•	� 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2021 für die Monate 

Juli bis September
•	� 4. Abschlagszahlung zum 10. November 2021 für die Mona-

te Oktober bis Dezember
•	 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 2 zum 25. Juni 2022

Abrechnungsjahr 3 2022
•	� 1. Abschlagszahlung zum 15. Februar 2022 für die Monate 

Januar bis März
•	� 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2022 für die Monate April 

bis Juni
•	� 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2022 für die Monate 

Juli bis September
•	� 4. Abschlagszahlung zum 10. November 2022 für die Mona-

te Oktober bis Dezember
•	 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 3 zum 25. Juni 2023

Abrechnungsjahr 4 2023
•	� 1. Abschlagszahlung zum 15. Februar 2023 für die Monate 

Januar bis März
•	� 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2023 für die Monate April 

bis Juni
•	� 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2023 für die Monate 

Juli bis September
•	� 4. Abschlagszahlung zum 10. November 2023 für die Mona-

te Oktober bis Dezember
•	 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 4 zum 25. Juni 2024

Abrechnungsjahr 5 2024
•	 1. Abschlagszahlung zum 15. März 2024 für die Monate Ja-
nuar bis März
•	 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2024 für die Monate April 
bis Juni
•	 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2024 für die Monate 
Juli bis September
•	 4. Abschlagszahlung zum 10. November 2024 für die Mona-
te Oktober bis Dezember
•	 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 5 zum 25. Juni 2025

Abrechnungsjahr 6 2025
•	� 1. Abschlagszahlung zum 15. März 2025 für die Monate Ja-

nuar bis März
•	� 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2025 für die Monate April 

bis Juli
•	� 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2025 für den Monat 

Juli
•	 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 6 zum 25. Juni 2026.

(4)		�Für die Verstetigung der kassentechnischen MVV-Einnah-
menmeldungen der Verbundverkehrsunternehmen und um 
überhöhte Ausgleichszahlungen in den betroffenen Jahren 
2020 bis 2025 zu vermeiden, erfolgt die Rechnungsstellung 
bei der Kostenfreiheit des Schulweges bei den jeweiligen 
Kostenträgern (Landeshauptstadt München, kreisfreie 
Stadt Rosenheim und die Verbundlandkreise) entweder 
über monatliche Rechnungen oder in Form von monatli-
chen Abschlagsrechnungen und einer Endabrechnung. 
Diese Verstetigung der MVV-Einnahmenmeldungen der 
Verbundverkehrsunternehmen bei der Kostenfreiheit des 
Schulweges und die zeitgerechte Lieferung der Einnah-
menmeldungen durch die Verbundverkehrsunternehmen 
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ist Bedingung für die fristgerechte Ermittlung und die Er-
stellung der Endabrechnung im Rahmen dieser Richtlinie. 
Die genannten Pflichten der Verbundverkehrsunternehmen 
stehen unter der Voraussetzung, dass die Schulwegkost-
enträger dem Verbundverkehrsunternehmen fristgerecht 
die hierfür erforderlichen Daten zur Verfügung gestellt ha-
ben.

 
(5)	�Im Rahmen der Abschlagszahlungen ggf. überzahlte Be-

träge sind nach der Endabrechnung von den Verbundver-
kehrsunternehmen innerhalb der in der Mitteilung über die 
Endabrechnung festgelegten Zahlungsfrist zurückzuge-
währen. 

(6)	�Die MVV GmbH reicht die ihr zugewiesenen Ausgleichs-
leistungen im Namen und Auftrag der MVV-Aufgabenträger 
und nach Maßgabe dieser Richtlinie an die Verbundver-
kehrsunternehmen aus. Die Abschlagszahlung an die Ver-
bundverkehrsunternehmen kann auch als Anteil erfolgen, 
sofern der MVV GmbH zum jeweiligen Auszahlungsdatum 
nicht die volle Abschlagszahlung aller MVV-Aufgabenträ-
ger vorliegt.

§ 7 Überkompensationsverbot, Verfahren bei Überkom-
pensation

(1)		�Der Ausgleich darf zu keiner Überkompensation des Ver-
bundverkehrsunternehmens bei der Beförderung von Per-
sonen im MVV-Gemeinschaftstarif führen. Für die Ermitt-
lung, ob eine Überkompensation eingetreten ist oder nicht, 
ist der Anhang der VO 1370/2007 zu beachten. Maßgeblich 
für die Überkompensationskontrolle ist nicht das Abrech-
nungsjahr, sondern das Nachweisjahr.

(2)	�Zum Nachweis der Nicht-Überkompensation haben die 
Verbundverkehrsunternehmen mit Einnahmeninteresse bis 
zum 31. Dezember des auf das Nachweisjahr folgenden 
Jahres eine unternehmensindividuelle Aufstellung über die 
Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung 
der Tarifpflicht im MVV-Gemeinschaftstarif in Bezug auf 
das 365-Euro-Ticket MVV gegenüber der MVV GmbH vor-
zulegen. Die Richtigkeit der Aufstellung muss durch einen 
Wirtschaftsprüfer bescheinigt sein. Verbundverkehrsunter-
nehmen, die auf Basis mehrerer Verkehrsverträge im MVV 
tätig sind, können den Nachweis auch verkehrsvertrags-
spezifisch erbringen. 

(3)	 �Für die Aufstellung sind folgende Grundsätze zu beachten:

1. �Die Aufstellung besteht aus einer unternehmensindividu-
ellen Ausweisung des finanziellen Nettoeffekts, der aus 
der vorliegenden Allgemeinen Vorschrift resultiert.

2. �Zum finanziellen Nettoeffekt zählen gemäß Anhang zur 
VO (EG) 1370/2007 alle Auswirkungen auf Kosten und 
Einnahmen. Die Auswirkungen auf die Einnahmen beste-
hen mindestens in der Gegenüberstellung der Differenz 
von „Mit-Fall“ und „Ohne-Fall“ im Sinne von § 5 Absatz

3. �Den Unternehmen steht es frei, weitergehende Auswir-
kungen auf die Einnahmen nachzuweisen. Zu den Aus-
wirkungen auf die Kosten gehören nachweisbare und 
nachgewiesene rein tarifinduzierte Kosten, die objektiv 
erforderlich sind und nicht von der jeweiligen zuständi-
gen Behörde aufgrund eines öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrags veranlasst und ausgeglichen werden. Die 
Beträge sind netto (ohne Umsatzsteuer) auszuweisen. 

Die MVV GmbH kann konkretisierende Vorgaben für die Er-
stellung der Aufstellung machen und erläuternde Hinweise 
gegenüber den Verbundverkehrsunternehmen geben. 

(4)		�Zur Vermeidung einer Doppelfinanzierung nach dieser Fi-
nanzierungsrichtlinie und des Ausgleichs nach § 45a Per-
sonenbeförderungsgesetz (PBefG) sollen die Verkehrsun-
ternehmen eine Vereinbarung mit Freistaat Bayern 
bezüglich des Ausgleichs nach § 45a PBefG treffen.

(5)	�Im Falle einer Überschreitung des nach Maßgabe der vor-
stehenden Absätze höchstzulässigen Ausgleichsbetrags 
hat das betroffene Verbundverkehrsunternehmen den Be-
trag der Überschreitung zur Vermeidung einer unzulässi-
gen Beihilfe einschließlich Verzinsung ab dem Eintritt der 
Überkompensation zurückzuzahlen. Gleiches gilt, wenn die 
Aufstellung im Sinne von Absatz 2 nicht fristgerecht vorge-
legt wird. Die Höhe der Verzinsung richtet sich nach der je-
weils aktuellen Mitteilung der EU-Kommission über die ak-
tuellen bei Beihilfe-Rückforderungen angewandten 
Zinssätze.

§ 8 Jährlicher Gesamtbericht

Die MVV-Aufgabenträger bzw. die MVV GmbH im Auftrag der 
MVV-Aufgabenträger veröffentlichen jeweils gemäß Art. 7 
Abs. 1 VO 1370/2007 einmal jährlich einen Gesamtbericht und 
benennen hierin die vorliegende Allgemeine Vorschrift und die 
gewährten Ausgleichsleistungen in Summe für alle Verbund-
verkehrsunternehmen. Die hierfür erforderlichen Informatio-
nen werden den MVV-Aufgabenträgern von der MVV GmbH 
zur Verfügung gestellt. 

§ 9 Grundsätze wirtschaftlichen Handelns, Anreizrege-
lung gem. Anhang VO 1370/2007

Die Verbundverkehrsunternehmen mit Einnahmeninteresse 
haben weiterhin Interesse, ihre Einnahmen zu steigern, da sie 
keinen Anspruch auf einen vollständigen Ausgleich der spezi-
fischen Nachteile aus der Tarifpflicht haben und zudem – mit 
Ausnahme von Bruttovertragsunternehmen – die Erlösrisiken 
und Erlöschancen tragen. Insofern berührt das Verfahren zur 
Gewährung von Ausgleichsleistungen nach dieser Richtlinie 
nicht den bestehenden Anreiz für die Verbundverkehrsunter-
nehmen zur Aufrechterhaltung oder Entwicklung einer wirt-
schaftlichen Geschäftsführung und der Erbringung von Per-
sonenverkehrsdiensten in ausreichend hoher Qualität. Die 
qualitativen Vorgaben für die Verbundverkehrsunternehmen 
ergeben sich aus den jeweils gültigen Nahverkehrsplänen, 
Verkehrsverträgen und sonstigen Vorgaben der MVV-Aufga-
benträger. 

§ 10 Fortschreibung

Die Gesellschafterversammlung der MVV GmbH ist ermäch-
tigt, diese Richtlinie im Hinblick auf die Verfahrensregelungen 
(nur Fristen und Termine) und Nachweisführung (nur konkreti-
sierende Vorgaben und Hinweise zur Aufstellung zum Nach-
weis der Nichtüberkompensation) nach § 6 und § 7 abzuän-
dern und fortzuentwickeln. Änderungen sind den 
Verbundverkehrsunternehmen unverzüglich mitzuteilen.

Anhänge:

Anhang 1: Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, 
der Ausgleichsleistungen sowie Berechnung der Abschlags-
zahlungen für den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt 
München und die die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen 
(nördlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürsten-
feldbruck, München und Starnberg

Anhang 2: Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, 
der Ausgleichsleistungen sowie Berechnung der Abschlags-
zahlungen für den Freistaat Bayern sowie die Landkreise Bad 
Tölz-Wolfratshausen (südlicher Teil), Miesbach und Rosen-
heim
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Anhang 3: Berechnungsgrundlagen für den Freistaat Bayern, 
die Landeshauptstadt München und die die Landkreise Bad 
Tölz-Wolfratshausen (nördlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Er-
ding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg

Anhang 4: Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, 
der Ausgleichsleistungen sowie Berechnung der Abschlags-
zahlungen für den für den Freistaat Bayern sowie die kreis-
freie Stadt Rosenheim

Anhang 1 zur Finanzierungsrichtlinie 
„365-Euro-Ticket MVV“

der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH:

Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der 
Ausgleichsleistungen sowie Berechnung der Abschlags-
zahlungen für den Freistaat Bayern, die Landeshaupt-
stadt München und die die Landkreise Bad Tölz-Wolfrats-
hausen (nördlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Erding, 
Freising, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg

Präambel und Definition

Der Anhang 1 definiert die Berechnung des Gesamtaus-
gleichsbetrages Bestandteil A zum Ausgleich der Minderein-
nahmen für alle Verbundverkehrsunternehmen, die Berech-
nung des maximalen Ausgleichsbetrages, die 
Kostenprognose entsprechend der Finanzierungsrichtlinie 
„365-Euro-Ticket MVV“ der Münchner Verkehrs- und Tarifver-
bund GmbH sowie die Abschlagszahlungen. Der Gesamtaus-
gleichsbetrag errechnet sich aus dem fortgeschriebenen kal-
kulierten Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV, welcher 
sich aus der Differenz von fortgeschriebenem „Ohne-Fall“ und 
„Mit-Fall“ des Basisjahres 2020 ergibt. Die Berechnung des 
„Ohne-Fall“ und des „Mit-Fall“ des Basisjahres 2020 richtet 
sich nach Anhang 3.

§ 1 Berechnung Mindererlöse eines Abrechnungsjahres 
Bestandteil A

(1)		�Der Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket im Basisjahr 2020 
beträgt 143,20 Euro netto bestehend aus 139,57 Euro An-
teil Mindererlöse sowie 3,63 Euro Ausgleich für SGB IX 
Zahlungen. In die Berechnung zur Fortschreibung des Aus-
gleichsbedarfes der 365-Euro-Tickets MVV fließen der 
Mindererlösanteil, fehlende Steigerung des Preises des 
365-Euro-Tickets, der Ausgleich der fehlenden SGB IX 
Zahlung (pauschal 2,60 Prozent) und der Tarifsteigerungs-
Wert ein, woraus sich ein Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ti-
cket und Abrechnungsjahr ergibt.

(2)	Die Variablen sind folgendermaßen definiert:

•	� Tarifsteigerungs-Wert: entspricht der durchschnittlichen 
Tarifanpassung im MVV-Gemeinschaftstarif innerhalb des 
vorangegangenen Abrechnungsjahres.  
Beispiel: im Abrechnungsjahr 2021 erfolgte eine durch-
schnittliche Anpassung des MVV-Gemeinschaftstarifes 
von 3,7 Prozent, hieraus ergibt sich ein Tarifsteigerungs-
Wert von 1,037.

•	� Mindererlösanteil: der Mindererlösanteil des Abrech-
nungsjahres errechnet sich aus dem Mindererlösanteil 
des Vorjahres multipliziert mit dem Tarifsteigerungs-Wert. 
Beispiel: 139,57 Euro (Mindererlösanteil 2020) multipliziert 

mit 1,028 (Tarifsteigerungs-Wert 2021) ergibt 143,48 Euro 
(Mindererlösanteil 2021).

•	 F�ehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets: 
Da der Preis des 365-Euro-Tickets nicht angepasst wird, 
wird die fehlende Tarifsteigerung als Mindererlös ausge-
glichen. Der Mindererlös ist dabei der Netto-Wert des 
365-Euro-Tickets multipliziert mit dem kumulierten Tarif-
steigerungs-Wert ab 2021 abzüglich des Netto-Wertes 
des 365-Euro-Tickets. 
Beispiel: der Wert für 2022 von 22,53 Euro entspricht 
365,00 Euro geteilt durch 1,07 multipliziert mit 1,028 
(Tarifsteigerungswert 2021) multipliziert mit 1,037 (Tarif-
steigerungswert 2022) abzüglich 365,00 Euro geteilt 
durch 1,07.

•	� Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 
Prozent): entspricht der Addition aus Mindererlösanteil 
und dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 
365-Euro-Tickets des jeweiligen Jahres jeweils multipli-
ziert mit 2,60 Prozent.

•	� Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrechnungs-
jahr: entspricht der Addition aus Mindererlösanteil, dem 
Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 365-Euro-
Tickets und dem Ausgleich der fehlenden SGB IX Zah-
lung des jeweiligen Jahres. 
Beispiel: 159,05 Euro (Mindererlösanteil 2023) addiert mit 
47,62 Euro (Wert der fehlenden Steigerung des Preises 
des 365-Euro-Tickets 2023) addiert mit 5,37 Euro (Aus-
gleich der fehlenden SGB IX Zahlung 2023) ergibt 212,05 
Euro (Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket 2023).

•	 Abrechnungsjahre sind folgendermaßen definiert:
Basiszeitraum: 01. 01. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019
Abrechnungsjahr 1: 01. August 2020 bis 31. Dezember 2020
Abrechnungsjahr 2: 01. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021
Abrechnungsjahr 3: 01. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022
Abrechnungsjahr 4: 01. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023
Abrechnungsjahr 5: 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024
Abrechnungsjahr 6: 01. Januar 2025 bis 31. Juli 2025

•	� Hinweis: In Berechnungen wird nur gerundet, wenn dar-
auf hingewiesen wurde. Hier dargestellte Werte können 
gerundet sein.

(3)	�Der Gesamtbetrag an Mindererlösen (Bestandteil A) eines 
Abrechnungsjahres wird in der Schlussrechnung abge-
rechnet und ergibt sich folgendermaßen:
•	� Der Gesamtbetrag entspricht der Anzahl an 365-Euro- 

Tickets des Abrechnungsjahres multipliziert mit 84,79 
Prozent (Anteil 365-Euro-Tickets Bestandteil A) multipli-
ziert mit dem Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket.

•	� Ein 365-Euro-Ticket kann sich aus zehn Zahlmonaten zu-
sammensetzen. 365-Euro-Tickets werden auch anteilig 
gerechnet.

•	 Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung. 
•	 Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet.

(4)		�Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung einschließlich 
des Jahrs 2024
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Jahr Mindererlösanteil 
(netto)

Fehlende Steigerung 
des Preises des 365-
Euro- 
Tickets (netto)

Ausgleich  
der fehlenden SGB IX 
Zahlung

Tarifsteigerungs-
Wert

Zeitpunkt  
Tarifanpassung

Ausgleichsbedarf  
je 365-Euro-Ticket 
und Abrechnungsjahr 
(netto)

2020 139,57 € -   € 3,63 € 0 N/A 143,20 € 

2021 143,48 € 9,55 € 3,98 € 1,028 13.12.2020 157,01 € 

2022 148,79 € 22,53 € 4,45 € 1,037 12.12.2021 175,77 € 

2023 159,05 € 47,62 € 5,37 € 1,069 11.12.2022 212,05 € 

2024 165,89 € 64,33 € 5,99 € 1,043 10.12.2023 236,21 € 

§ 2 Maximaler Ausgleichsbetrag Bestandteil A

(1)		�Der maximale Ausgleichsbetrag beträgt im Abrechnungs-
jahr 2024 34,40 Mio. Euro.

(2)	�Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages er-
folgt auf Basis der Entwicklung der Schülerzahlen sowie 
der Entwicklung des Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket. 
Dabei wird wie folgt vorgegangen.

•	� Die Schülerzahlen sowie Schüler-Potential werden ent-
sprechend Finanzierungsrichtlinie § 4 (2) auf Basis 2 auf 
Basis der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrie-
ben.

•	� Der neue maximale Ausgleichsbetrag ergibt sich folgen-
dermaßen: Maximaler Ausgleichsbetrag des Abrech-
nungsjahres entspricht dem maximalen Ausgleichsbetrag 
des Vorjahres multipliziert mit dem Schüler-Potential des 
Abrechnungsjahres dividiert durch das Schülerpotential 
des Vorjahres multipliziert mit dem Ausgleichsbedarf je 
365-Euro-Ticket des Abrechnungsjahres dividiert durch 
den Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket des Vorjahres.

•	� Die Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages er-
folgt zu Beginn eines Abrechnungsjahres und wird den 
Verbundpartnern übermittelt.

•	 Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.

•	 Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet.

§ 3 Kostenprognose Bestandteil A

(1)		�Die Kostenprognose beträgt im Abrechnungsjahr 2024 
29.240.000,00 Euro.

(2)	�Die Fortschreibung der Kostenprognose erfolgt folgender-
maßen:

•	� Die Kostenprognose für ein Abrechnungsjahr beträgt  
85,0 Prozent des Maximalen Ausgleichsbetrages des Ab-
rechnungsjahres.

•	� Die Berechnung der Kostenprognose erfolgt zu Beginn  
eines Abrechnungsjahres und wird den Verbundpartnern 
übermittelt.

•	 Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet.

§ 4 Abschlagszahlungen Bestandteil A

Die Abschlagszahlungen nach § 6 der Finanzierungsrichtlinie 
berechnen sich wie folgt. Je Monat der Abschlagszahlung 
wird ein Monatsanteil der Kostenprognose des Abrechnungs-
jahres zu 85 Prozent angerechnet. Beispiel: Besteht das Ab-
rechnungsjahr aus zwölf Monaten wird je Monat ein Zwölftel 

der Kostenprognose angerechnet; besteht ein Abrechnungs-
jahr aus sieben Monaten, wird je Monat ein Siebtel der Kosten-
prognose angerechnet.

Anhang 2 zur Finanzierungsrichtlinie 
„365-Euro-Ticket MVV“

der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH:

Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der 
Ausgleichsleistungen sowie Berechnung der Abschlags-
zahlungen für den für den Freistaat Bayern sowie die 
Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen (südlicher Teil), 
Miesbach und Rosenheim

Präambel und Definition
Der Anhang 2 definiert die Berechnung des Gesamtaus-
gleichsbetrages Bestandteil B zum Ausgleich der Minderein-
nahmen für alle Verbundverkehrsunternehmen, die Berech-
nung des maximalen Ausgleichsbetrages, die 
Kostenprognose entsprechend der Finanzierungsrichtlinie 
„365-Euro-Ticket MVV“ der Münchner Verkehrs- und Tarifver-
bund GmbH sowie die Abschlagszahlungen. Der Gesamtaus-
gleichsbetrag errechnet sich aus dem fortgeschriebenen kal-
kulierten Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV, welcher 
sich aus der Differenz von fortgeschriebenem „Ohne-Fall“ und 
„Mit-Fall“ Bestandteil B des Jahres 2024 ergibt.

§ 1 Berechnungsgrundlage Bestandteil B

(1)		�Auf Basis eines Mit- und Ohne-Falls wurde für das Jahr 
2024 ein Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket berechnet.

(2)	�In der folgenden Tabelle sind die Berechnungsgrundlagen 
für den Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket dargestellt:
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Berechnung Mit- und Ohne-Fall Bestandteil B

 Ohne-Fall brutto Mit-Fall brutto

Gruppe Anzahl Kosten p.a. Anteil Bartarif Kosten p.a.

Kostenfreie Schülertickets 13.500 549,00 € 10,00 € 365,00 €

Selbstzahler ganzjährig 1.538 510,00 € 20,00 € 365,00 €

Selbstzahler teiljährig 1.538 295,00 € 50,00 € 365,00 €

Nutzer Bartarif 1.319 130,00 € 80,00 € 365,00 €

Zusätzliche entgangene  
Einnahmen im Bartarif

17.895 3,89 € -   € -   €

Summe 17.895 8.890.827,75 € 348.157,50 € 6.531.675,00 €

     

Ausgleichsbedarf 2024 brutto  2.359.152,75 € 

Ausgleichsbedarf 2024 netto  2.204.815,65 € 

Ausgleichsbedarf 
je 365-Euro-Ticket 2024 netto

123,21 € 

§ 2 Berechnung Mindererlöse eines Abrechnungsjahres 
Bestandteil B

(1)		�Der Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket im Jahr 2024 be-
trägt 126,41 Euro netto bestehend aus 123,21 Euro Anteil 
Mindererlöse sowie 3,20 Euro Ausgleich für SGB IX Zah-
lungen. In die Berechnung zur Fortschreibung des Aus-
gleichsbedarfes der 365-Euro-Tickets MVV fließen der 
Mindererlösanteil, fehlende Steigerung des Preises des 
365-Euro-Tickets, der Ausgleich der fehlenden SGB IX 
Zahlung (pauschal 2,60 Prozent), der Tarifsteigerungs-Wert 
MVV und der Tarifsteigerungs-Wert DLT ein, woraus sich 
ein Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrech-
nungsjahr ergibt.

(2)	�Die Variablen sind folgendermaßen definiert:

• �Tarifsteigerungs-Wert MVV: entspricht der durchschnittli-
chen Tarifanpassung im MVV-Gemeinschaftstarif innerhalb 
des vorangegangenen Abrechnungsjahres.  
Beispiel: im Abrechnungsjahr 2021 erfolgte eine durch-
schnittliche Anpassung des MVV-Gemeinschaftstarifes 
von 3,7 Prozent, hieraus ergibt sich ein Tarifsteigerungs-
Wert von 1,037.

• �Tarifsteigerungs-Wert DLT: entspricht der durchschnittli-
chen Tarifanpassung des Deutschlandtickets innerhalb 
des vorangegangenen Abrechnungsjahres.  
Beispiel mit theoretischen Werten: im Abrechnungsjahr 
2024 erfolgte eine durchschnittliche Anpassung des 
Deutschlandtickets von 5,0 Prozent, hieraus ergibt sich ein 
Tarifsteigerungs-Wert von 1,05.

• �Mindererlösanteil: der Mindererlösanteil des Abrechnungs-
jahres errechnet sich aus dem Tarifsteigerungs-Wert MVV 
multipliziert mit 0,047 addiert mit dem Tarifsteigerungs-
Wert DLT multipliziert mit 0,953 anschließend multipliziert 
mit dem Mindererlösanteil des Vorjahres. Der Wert von 
0,047 ergibt sich aus dem Anteil des MVV-Tarifs des Oh-
ne-Falles, der Wert von 0,953 ergibt sich aus dem Anteil 
des Deutschlandtickets des Ohne-Falles. 
Beispiel mit theoretischen Werten: 1,028 (Tarifsteige-
rungs-Wert MVV 2025) multipliziert mit 0,047 zuzüglich 
1,05 (Tarifsteigerungs-Wert DLT 2025) multipliziert mit 
0,953 anschließend multipliziert mit 123,21 Euro (Minder-
erlösanteil 2024) ergibt 129,24 Euro (Mindererlösanteil 
2025).

•	� Fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets:  
Da der Preis des 365-Euro-Tickets nicht angepasst wird, 
wird die fehlende Tarifsteigerung als Mindererlös ausgegli-
chen. Der Mindererlös errechnet sich wie folgt: der kumu-
lierte Tarifsteigerungs-Wert MVV ab 2025 multipliziert mit 
0,047 addiert mit dem kumulierten Tarifsteigerungs-Wert 
DLT ab 2025 multipliziert mit 0,953 anschließend multipli-
ziert mit dem Netto-Wert des 365-Euro-Tickets, zuletzt wird 
der Netto-Wertes des 365-Euro-Tickets abgezogen. 
Beispiel mit theoretischen Werten: der Wert für 2026 von 
23,65 Euro entspricht 1,028 (Tarifsteigerungs-Wert MVV 
2025) multipliziert mit 1,01 (Tarifsteigerungs-Wert MVV 2026) 
multipliziert mit 0,047 zuzüglich 1,05 (Tarifsteigerungs-Wert 
DLT 2025) multipliziert 1,02 (Tarifsteigerungs-Wert DLT 
2026) multipliziert mit 0,953 anschließend multipliziert mit 
365,00 Euro geteilt durch 1,07, zuletzt abzüglich 365,00 Euro 
geteilt durch 1,07.

•	� Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 
Prozent): entspricht der Addition aus Mindererlösanteil und 
dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 
365-Euro-Tickets des jeweiligen Jahres jeweils multipliziert 
mit 2,60 Prozent.

•	� Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrechnungsjahr: 
entspricht der Addition aus Mindererlösanteil, dem Wert der 
fehlenden Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets 
und dem Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung des je-
weiligen Jahres. 
Beispiel mit theoretischen Werten: 129,24 Euro (Minderer-
lösanteil 2025) addiert mit 16,67 Euro (Wert der fehlenden 
Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets 2025) addiert 
mit 3,79 Euro (Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung 
2025) ergibt 149,71 Euro (Ausgleichsbedarf je 365-Euro- 
Ticket 2025).

•	 Abrechnungsjahre sind folgendermaßen definiert:

Basiszeitraum: 01. 01. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019
Abrechnungsjahr 1: 01. August 2020 bis 31. Dezember 2020
Abrechnungsjahr 2: 01. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021
Abrechnungsjahr 3: 01. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022
Abrechnungsjahr 4: 01. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023
Abrechnungsjahr 5: 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024
Abrechnungsjahr 6: 01. Januar 2025 bis 31. Juli 2025
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•	� Hinweis: In Berechnungen wird nur gerundet, wenn darauf 
hingewiesen wurde. Hier dargestellte Werte können gerun-
det sein.

(3)	�Der Gesamtbetrag an Mindererlösen (Bestandteil B) eines 
Abrechnungsjahres wird in der Schlussrechnung abge-
rechnet und ergibt sich folgendermaßen:

•	� Der Gesamtbetrag entspricht der Anzahl an 365-Euro-Ti-
ckets des Abrechnungsjahres multipliziert mit 13,04 Pro-
zent (Anteil 365-Euro-Tickets Bestandteil B, vgl. § 4 Abs. 
2 Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“) multipli-
ziert mit dem Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket. 

•	� Ein 365-Euro-Ticket kann sich aus zehn Zahlmonaten zu-
sammensetzen. 365-Euro-Tickets werden auch anteilig 
gerechnet.

•	 Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung. 

•	 Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet.

(3)	�Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung ab dem Jahr 
2024

Jahr Mindererlös
anteil (netto)

Fehlende Steigerung 
des Preises des 
365-Euro-Tickets 
(netto)

Ausgleich der fehlen-
den SGB IX Zahlung

Tarifsteigerungs-Wert 
MVV

Tarifsteigerungs-Wert 
DLT

Ausgleichsbedarf je 
365-Euro-Ticket und 
Abrechnungsjahr  
(netto)

2024 123,21 € -   € 3,20 € 0 0 126,41 € 

§ 3 Maximaler Ausgleichsbetrag Bestandteil B

(1)		�Der maximale Ausgleichsbetrag beträgt im Abrechnungs-
jahr 2024 2,85 Mio. Euro.

(2)	�Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages er-
folgt auf Basis der Entwicklung der Schülerzahlen sowie 
der Entwicklung des Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket. 
Dabei wird wie folgt vorgegangen.

•	� Die Schülerzahlen sowie Schüler-Potential werden ent-
sprechend Finanzierungsrichtlinie § 4 (2) auf Basis 2 auf 
Basis der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrie-
ben.

•	� Der neue maximale Ausgleichsbetrag ergibt sich folgen-
dermaßen: Maximaler Ausgleichsbetrag des Abrech-
nungsjahres entspricht dem maximalen Ausgleichsbetrag 
des Vorjahres multipliziert mit dem Schüler-Potential des 
Abrechnungsjahres dividiert durch das Schülerpotential 
des Vorjahres multipliziert mit dem Ausgleichsbedarf je 
365-Euro-Ticket des Abrechnungsjahres dividiert durch 
den Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket des Vorjahres.

•	� Die Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages er-
folgt zu Beginn eines Abrechnungsjahres und wird den 
Verbundpartnern übermittelt.

•	 Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.

•	 Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet.

§ 4 Kostenprognose Bestandteil B

(1)		�Die Kostenprognose beträgt im Abrechnungsjahr 2024 
2.422.500,00 Euro.

(2)	�Die Fortschreibung der Kostenprognose erfolgt folgender-
maßen:

•	� Die Kostenprognose für ein Abrechnungsjahr beträgt  
85,0 Prozent des Maximalen Ausgleichsbetrages des Ab-
rechnungsjahres.

•	� Die Berechnung der Kostenprognose erfolgt zu Beginn  
eines Abrechnungsjahres und wird den Verbundpartnern 
übermittelt.

•	 Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet.

§ 5 Abschlagszahlungen Bestandteil B

Die Abschlagszahlungen nach § 6 der Finanzierungsrichtlinie 
berechnen sich wie folgt. Je Monat der Abschlagszahlung 
wird ein Monatsanteil der Kostenprognose des Abrechnungs-
jahres zu 85 Prozent angerechnet. Beispiel: Besteht das Ab-
rechnungsjahr aus zwölf Monaten wird je Monat ein Zwölftel 
der Kostenprognose angerechnet; besteht ein Abrechnungs-
jahr aus sieben Monaten, wird je Monat ein Siebtel der Kosten-
prognose angerechnet.
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Anhang 3 zur Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ 
der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH: Berech-
nungsgrundlagen für den Freistaat Bayern, die Landeshaupt-
stadt München und die die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshau-
sen (nördlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, 
Fürstenfeldbruck, München und Starnberg

1.	Berechnung der Minderlöse im Basisjahr 2020:

Berechnung des Ausgleichsbedarfs im Basisjahr 2020

Mindereinnahmen 
nach Tarifprodukt

Ohne-Fall Mit-Fall Brutto-Differenz Netto-Berechnung

I) Wochen- und Monatskarten 
inkl. AusbildungPluscard

24.848.997 €            2.372.808 €                  22.476.189 €                  21.005.784 € 

II) Kostenfreiheit d. Schulwegs 
und Abo

39.652.462 €          53.610.008 € - 13.957.547 € - 13.044.436 € 

III) Bartarif 20.799.121 €            9.732.405 €                  11.066.716 €                  10.342.725 € 

Prognostizierte 
Mindereinnahmen

                   19.585.358 €                  18.304.073 € 

IV) Zusätzliche entgangene  
Einnahmen im Bartarif

                     2.241.488 €                    2.094.848 € 

V) Erweiterung auf Zonen M-12                      1.040.251 €                       972.197 € 

VI) Kostendeckung der  
Erweiterung durch vorherige Ein-
führung des Deutschlandtickets

  - 1.040.251 € - 972.197 € 

Ausgleichsbedarf 
365-Euro-Ticket MVV

Basisjahr 2020             21.826.845,36 €             20.398.920,90 € 

Ausgleichsbedarf je 
365-Euro-Ticket

Basisjahr 2020                          149,34 €                         139,57 € 

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.

2.	Berechnungsgrundlagen:

a)	I) Wochen- und Monatskarten inkl. AusbildungPluscard (Ohne-Fall)

Tarif
produkt

Elastizität 
TSR

Stückzahl 
2019

Ringe Zonen 
(M=2)

Tarifstand 
2019

Tarifstand 
2020

Elastizität 
TSR

Einnahme Anteil 
Nicht-Be-
rechtigte

Anteil 
Wechsler

Anzahl 
365-Euro-

Tickets

Woche 
AT1
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

0,3 24.905 1 2 10,80 € 11,90 € 24.144 287.313,60 € 2,0% 83,5% 507   

0,3 29.078 2 2 10,80 € 11,90 € 28.190 335.461,00 € 2,0% 83,5% 591   

0,3 9.682 3 2 12,90 € 11,90 € 9.907 117.893,30 € 2,0% 83,5% 208   

0,3 2.646 4 2 15,50 € 11,90 € 2.830 33.677,00 € 2,0% 83,5% 59   

0,3 943 5 3 17,90 € 19,20 € 922 17.702,40 € 2,0% 83,5% 19   

0,3 334 6 3 20,30 € 19,20 € 339 6.508,80 € 2,0% 83,5% 7   

0,3 280 7 4 22,80 € 24,60 € 273 6.715,80 € 2,0% 83,5% 6   

0,3 138 8 4 25,00 € 24,60 € 139 3.419,40 € 2,0% 83,5%               3   

0,3 224 9 5 26,50 € 28,50 € 219 6.241,50 € 2,0% 83,5%             5   

0,3 69 10 5 26,50 € 28,50 € 67 1.909,50 € 2,0% 83,5%             1   

0,3 33 11 6 26,50 € 28,50 € 32 912,00 € 2,0% 83,5%              1   

0,3 34 12 6 26,50 € 28,50 € 33 940,50 € 2,0% 83,5%             1   

0,3 17 13 M-5 26,50 € 28,50 € 17 484,50 € 2,0% 83,5%           -     

0,3 1 14 M-5 26,50 € 28,50 € 1 28,50 € 2,0% 83,5% -     

0,3 0 15 M-6 26,50 € 28,50 € 0 -   € 2,0% 83,5% -     

0,3 0 16 M-6 26,50 € 28,50 € 0 -   € 2,0% 83,5% -     

        Summe 840.101,70 €   1.408,00   

       Zzgl. Ein-
nahme ab 
15.12.2020

20.893,90 €    
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Tarif
produkt

Elastizität 
TSR

Stückzahl 
2019

Ringe Zonen 
(M=2)

Tarifstand 
2019

Tarifstand 
2020

Elastizität 
TSR

Einnahme Anteil 
Nicht-Be-
rechtigte

Anteil 
Wechsler

Anzahl 
365-Euro-

Tickets

Monat 
AT1

0,3 15.814 1 2 38,60 € 38,60 € 15.814 610.420,40 € 2,0% 91,0%  1.567   

0,3 20.698 2 2 38,60 € 38,60 € 20.698 798.942,80 € 2,0% 91,0% 2.051   

0,3 5.553 3 2 46,30 € 38,60 € 5.830 225.038,00 € 2,0% 91,0%      578   

0,3 2.357 4 2 55,40 € 38,60 € 2.571 99.240,60 € 2,0% 91,0%      255   

0,3 651 5 3 63,70 € 62,20 € 656 40.803,20 € 2,0% 91,0%           65   

0,3 305 6 3 72,60 € 62,20 € 318 19.779,60 € 2,0% 91,0%           32   

0,3 236 7 4 81,50 € 79,40 € 238 18.897,20 € 2,0% 91,0%            24   

0,3 79 8 4 89,50 € 79,40 € 82 6.510,80 € 2,0% 91,0%             8   

0,3 62 9 5 94,60 € 92,00 € 63 5.796,00 € 2,0% 91,0%               6   

0,3 94 10 5 94,60 € 92,00 € 95 8.740,00 € 2,0% 91,0%               9   

0,3 9 11 6 94,60 € 92,00 € 9 828,00 € 2,0% 91,0%              1   

0,3 45 12 6 94,60 € 92,00 € 45 4.140,00 € 2,0% 91,0%               4   

0,3 31 13 M-5 94,60 € 92,00 € 31 2.852,00 € 2,0% 91,0% 3   

0,3 2 14 M-5 94,60 € 92,00 € 2   184,00 € 2,0% 91,0% -     

0,3 1 15 M-6 94,60 € 92,00 € 1        92,00 € 2,0% 91,0% -     

0,3 348 16 M-6 94,60 € 92,00 € 351 32.292,00 € 2,0% 91,0% 35   

        Summe 1.893.396,80 €   4.638,00   

       Zzgl. Ein-
nahme ab 
15.12.2020

18.840,20 €    

Tarif
produkt

Elastizität 
TSR

Stückzahl 
2019

Ringe Zonen 
(M=2)

Tarifstand 
2019

Tarifstand 
2020

Elastizität 
TSR

Einnahme Anteil 
Nicht-Be-
rechtigte

Anteil 
Wechsler

Anzahl 
365-Euro-

Tickets

Woche 
AT2

0,3 10.525 1 2 11,60 € 12,80 € 10.198 130.534,40 € 2,0% 93,0%       238   

0,3 48.734 2 2 11,60 € 12,80 € 47.222 604.441,60 € 2,0% 93,0% 1.104   

0,3 58.103 3 2 13,80 € 12,80 € 59.366 759.884,80 € 2,0% 93,0% 1.387   

0,3 37.463 4 2 16,60 € 12,80 € 40.036 512.460,80 € 2,0% 93,0% 936   

0,3 15.765 5 3 19,00 € 20,60 € 15.367 316.560,20 € 2,0% 93,0% 359   

0,3 12334 6 3 21,80 € 20,60 € 12538 258.282,80 € 2,0% 93,0% 293   

0,3 10350 7 4 24,40 € 26,30 € 10108 265.840,40 € 2,0% 93,0% 236   

0,3 11453 8 4 26,80 € 26,30 € 11517 302.897,10 € 2,0% 93,0% 269   

0,3 5971 9 5 29,50 € 32,00 € 5819 186.208,00 € 2,0% 93,0% 136   

0,3 10284 10 5 32,00 € 32,00 € 10284 329.088,00 € 2,0% 93,0% 240   

0,3 4617 11 6 34,30 € 37,70 € 4480 168.896,00 € 2,0% 93,0% 105   

0,3 14069 12 6 36,70 € 37,70 € 13954 526.065,80 € 2,0% 93,0% 326   

0,3 1461 13 M-5 39,40 € 43,50 € 1415 61.552,50 € 2,0% 93,0% 33   

0,3 514 14 M-5 42,20 € 43,50 € 509 22.141,50 € 2,0% 93,0% 12   

0,3 1530 15 M-6 44,60 € 49,30 € 1482 73.062,60 € 2,0% 93,0% 35   

0,3 181 16 M-6 47,30 € 49,30 € 179 8.824,70 € 2,0% 93,0% 4   

        Summe          
4.675.771,00 € 

       
5.713,00   

       Zzgl. Ein-
nahme ab 
15.12.2020

            
149.029,80 € 
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Tarif
produkt

Elastizität 
TSR

Stückzahl 
2019

Ringe Zonen 
(M=2)

Tarifstand 
2019

Tarifstand 
2020

Elastizität 
TSR

Einnahme Anteil 
Nicht-Be-
rechtigte

Anteil 
Wechsler

Anzahl 
365-Euro-

Tickets

Monat 
AT2

0,3 11.445 1 2 41,40 € 41,40 € 11.445 473.823,00 € 2,0% 92,3% 1.150   

0,3 57.543 2 2 41,40 € 41,40 € 57.543 2.382.280,20 € 2,0% 92,3% 5.783   

0,3 87.071 3 2 49,50 € 41,40 € 91.345 3.781.683,00 € 2,0% 92,3% 9.181   

0,3 62.051 4 2 59,30 € 41,40 € 67.670 2.801.538,00 € 2,0% 92,3% 6.801   

0,3 19.123 5 3 67,80 € 66,70 € 19.216 1.281.707,20 € 2,0% 92,3% 1.931   

0,3 12831 6 3 77,80 € 66,70 € 13380 892.446,00 € 2,0% 92,3% 1.345   

0,3 10280 7 4 87,40 € 85,10 € 10361 881.721,10 € 2,0% 92,3% 1.041   

0,3 8723 8 4 95,90 € 85,10 € 9018 767.431,80 € 2,0% 92,3% 906   

0,3 3766 9 5 105,40 € 103,40 € 3787 391.575,80 € 2,0% 92,3% 381   

0,3 6160 10 5 114,40 € 103,40 € 6338 655.349,20 € 2,0% 92,3%              637   

0,3 3070 11 6 122,60 € 121,80 € 3076 374.656,80 € 2,0% 92,3%              309   

0,3 7550 12 6 131,30 € 121,80 € 7714 939.565,20 € 2,0% 92,3%              775   

0,3 1130 13 M-5 141,00 € 140,60 € 1131 159.018,60 € 2,0% 92,3%              114   

0,3 314 14 M-5 151,00 € 140,60 € 320 44.992,00 € 2,0% 92,3%                32   

0,3 720 15 M-6 159,40 € 159,30 € 720 114.696,00 € 2,0% 92,3%                72   

0,3 72 16 M-6 169,20 € 159,30 € 73 11.628,90 € 2,0% 92,3%                  7   

        Summe  16.192.690,00 €   30.465,00   

       Zzgl. 
Einnahme ab 
15.12.2020

238.577,20 €    

Tarifprodukt Elastizität 
TSR

Stückzahl 
2019

Ringe Zonen 
(M=2)

Tarifstand 
2019

Tarifstand 
2020

Elastizität 
TSR

Einnahme Anteil 
Wechsler

Restsumme

Grüne 
Jugend AT1

          

Bedarfsände-
rung TSR M

90% 15.392 1 bis 4 M 9,00 € 8,40 € 13.853   116.363,52 € 98% 2.327,27 € 

Bedarfs
änderung 
TSR AR

70% 1.317 5 bis 16 in 
1 bis 6

 9,00 € 10,00 €         922   9.219,00 € 98% 184,38 € 

Bedarfsände-
rung TSR  
Gesamt

70% 2.142 1 bis 16 M+ in 
1 bis 6

18,00 € 17,00 €  1.499   25.489,80 € 98% 509,80 € 

Grüne 
Jugend AT2

          

Bedarfsände-
rung TSR M

90% 42.568  M 14,70 € 14,60 € 38.311   559.343,52 € 96% 22.373,74 € 

Bedarfsände-
rung TSR AR

70% 8.992  in 
1 bis 6

 14,70 € 17,00 €   6.294   107.004,80 € 96% 4.280,19 € 

Bedarfsände-
rung TSR  
Gesamt

70% 23.254  M+ in 
1 bis 6

29,40 € 26,00 € 16.278   423.222,80 € 96% 16.928,91 € 

       Zzgl. Ein
nahme ab 

15.12.2020

6.393,70 € 96%            
255,75 € 

Gesamt
summe

          1.247.037,14 €        
46.860,04 € 

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 35/2023

827

b)	II) Kostenfreiheit d. Schulwegs und Abo (Ohne-Fall)

Tarif
produkt

Elastizität 
TSR

Stückzahl 
2019

Ringe Zonen 
(M=2)

Tarifstand 
2019

Tarifstand 
2020

Elastizität 
TSR

Einnahme Anteil Nicht-
Berechtigte

Anteil 
Wechsler

Abo  
Woche 
AT1 inkl.  
Kosten
freiheit
 

0 8.801 1 2 10,80 € 11,90 € 8.801 104.731,90 € 0,65% 100,0%

0 10.455 2 2 10,80 € 11,90 € 10.455 124.414,50 € 0,65% 100,0%

0 3.092 3 2 12,90 € 11,90 € 3.092 36.794,80 € 0,65% 100,0%

0 1.193 4 2 15,50 € 11,90 € 1.193 14.196,70 € 0,65% 100,0%

0 358 5 3 17,90 € 19,20 € 358 6.873,60 € 0,65% 100,0%

0 179 6 3 20,30 € 19,20 € 179 3.436,80 € 0,65% 100,0%

0 263 7 4 22,80 € 24,60 € 263 6.469,80 € 0,65% 100,0%

0 128 8 4 25,00 € 24,60 € 128 3.148,80 € 0,65% 100,0%

0 57 9 5 26,50 € 28,50 € 57 1.624,50 € 0,65% 100,0%

0 93 10 5 26,50 € 28,50 € 93 2.650,50 € 0,65% 100,0%

0 50 11 6 26,50 € 28,50 € 50 1.425,00 € 0,65% 100,0%

0 26 12 6 26,50 € 28,50 € 26 741,00 € 0,65% 100,0%

0 15 13 M-5 26,50 € 28,50 € 15 427,50 € 0,65% 100,0%

0 3 14 M-5 26,50 € 28,50 € 3 85,50 € 0,65% 100,0%

0 2 15 M-6 26,50 € 28,50 € 2 57,00 € 0,65% 100,0%

0 13 16 M-6 26,50 € 28,50 € 13 370,50 € 0,65% 100,0%

    Zzgl. Einnah-
me ab 

15.12.2020

  - € 307.448,40 €   

Tarif
produkt

Elastizität 
TSR

Stückzahl 
2019

Ringe Zonen 
(M=2)

Tarifstand 
2019

Tarifstand 
2020

Elastizität 
TSR

Einnahme Anteil 
Nicht-

Berechtigte

Anteil 
Wechsler

Anzahl 
365-Euro-

Tickets 
ohne KF*

Abo  
Monat 
AT1 inkl. 
Kosten-
freiheit

0 159.666 1 2       38,60 € 38,60 € 159.666 6.163.107,60 € 0,65% 100,0% 3.173   

0 263.713 2 2       38,60 € 38,60 € 263.713 10.179.321,80 € 0,65% 100,0% 5.240   

0 77.468 3 2       46,30 € 38,60 € 77.468 2.990.264,80 € 0,65% 100,0% 1.539   

0 31.285 4 2       55,40 € 38,60 € 31.285 1.207.601,00 € 0,65% 100,0% 622   

0 12.136 5 3       63,70 € 62,20 € 12.136 754.859,20 € 0,65% 100,0% 241   

0 7532 6 3       72,60 € 62,20 € 7532 468.490,40 € 0,65% 100,0% 150   

0 2614 7 4       81,50 € 79,40 € 2614 207.551,60 € 0,65% 100,0% 52   

0 1373 8 4       89,50 € 79,40 € 1373 109.016,20 € 0,65% 100,0% 27   

0 631 9 5       94,60 € 92,00 € 631 58.052,00 € 0,65% 100,0% 13   

0 835 10 5       94,60 € 92,00 € 835 76.820,00 € 0,65% 100,0% 17   

0 386 11 6       94,60 € 92,00 € 386 35.512,00 € 0,65% 100,0% 8   

0 579 12 6       94,60 € 92,00 € 579 53.268,00 € 0,65% 100,0% 12   

0 108 13 M-5       94,60 € 92,00 € 108 9.936,00 € 0,65% 100,0% 2   

0 45 14 M-5       94,60 € 92,00 € 45 4.140,00 € 0,65% 100,0% 1   

0 31 15 M-6       94,60 € 92,00 € 31 2.852,00 € 0,65% 100,0% 1   

0 35 16 M-6       94,60 € 92,00 € 35 3.220,00 € 0,65% 100,0% 1   

*Abo-
Anteil 20 
Prozent 

    Zzgl. 
Einnahme ab 
15.12.2020

 30.810,40 €  22.354.823,00 €   11.099,00   
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Tarif
produkt

Elastizität 
TSR

Stückzahl 
2019

Ringe Zonen (M=2)Tarifstand 2019 Tarifstand 
2020

Elastizität 
TSR

Einnahme Anteil Nicht-
Berechtigte

Anteil 
Wechsler

Abo  
Woche 
AT2 inkl. 
Kosten-
freiheit

0 1.555 1 2       11,60 € 12,80 € 1.555 19.904,00 € 0,65% 100,0%

0 2.363 2 2       11,60 € 12,80 € 2.363 30.246,40 € 0,65% 100,0%

0 2.416 3 2       13,80 € 12,80 € 2.416 30.924,80 € 0,65% 100,0%

0 1.818 4 2       16,60 € 12,80 € 1.818 23.270,40 € 0,65% 100,0%

0 825 5 3       19,00 € 20,60 € 825 16.995,00 € 0,65% 100,0%

0 569 6 3       21,80 € 20,60 € 569 11.721,40 € 0,65% 100,0%

0 594 7 4       24,40 € 26,30 € 594 15.622,20 € 0,65% 100,0%

0 490 8 4       26,80 € 26,30 € 490 12.887,00 € 0,65% 100,0%

0 130 9 5       29,50 € 32,00 € 130 4.160,00 € 0,65% 100,0%

0 446 10 5       32,00 € 32,00 € 446 14.272,00 € 0,65% 100,0%

0 110 11 6       34,30 € 37,70 € 110 4.147,00 € 0,65% 100,0%

0 539 12 6       36,70 € 37,70 € 539 20.320,30 € 0,65% 100,0%

0 20 13 M-5       39,40 € 43,50 € 20 870,00 € 0,65% 100,0%

0 3 14 M-5       42,20 € 43,50 € 3 130,50 € 0,65% 100,0%

0 11 15 M-6       44,60 € 49,30 € 11 542,30 € 0,65% 100,0%

0 4 16 M-6       47,30 € 49,30 € 4 197,20 € 0,65% 100,0%

    Zzgl. Einnah-
me ab 

15.12.2020

 -   € 206.210,50 €   

Tarif
produkt

Elastizität 
TSR

Stückzahl 
2019

Ringe Zonen 
(M=2)

Tarifstand 
2019

Tarifstand 
2020

Elastizität 
TSR

Einnahme Anteil 
Nicht-

Berechtigte

Anteil 
Wechsler

Anzahl  
365-Euro- 

Tickets  
ohne KF*

Abo 
Monat 
AT2 inkl. 
Kosten-
freiheit

0 37.700 1 2       41,40 € 41,40 € 37.700 1.560.780,00 € 0,65% 100,0% 749   

0 102.928 2 2       41,40 € 41,40 € 102.928 4.261.219,20 € 0,65% 100,0% 2.045   

0 76.356 3 2       49,50 € 41,40 € 76.356 3.161.138,40 € 0,65% 100,0% 1.517   

0 54.049 4 2       59,30 € 41,40 € 54.049 2.237.628,60 € 0,65% 100,0% 1.074   

0 17.378 5 3       67,80 € 66,70 € 17.378 1.159.112,60 € 0,65% 100,0% 345   

0 11688 6 3       77,80 € 66,70 € 11688 779.589,60 € 0,65% 100,0% 232   

0 9448 7 4       87,40 € 85,10 € 9448 804.024,80 € 0,65% 100,0% 188   

0 7054 8 4       95,90 € 85,10 € 7054 600.295,40 € 0,65% 100,0% 140   

0 3231 9 5     105,40 € 103,40 € 3231 334.085,40 € 0,65% 100,0% 64   

0 5409 10 5     114,40 € 103,40 € 5409 559.290,60 € 0,65% 100,0% 107   

0 2600 11 6     122,60 € 121,80 € 2600 316.680,00 € 0,65% 100,0% 52   

0 5663 12 6     131,30 € 121,80 € 5663 689.753,40 € 0,65% 100,0% 113   

0 1004 13 M-5     141,00 € 140,60 € 1004 141.162,40 € 0,65% 100,0% 20   

0 265 14 M-5     151,00 € 140,60 € 265 37.259,00 € 0,65% 100,0% 5   

0 437 15 M-6     159,40 € 159,30 € 437 69.614,10 € 0,65% 100,0% 9   

0 80 16 M-6     169,20 € 159,30 € 80 12.744,00 € 0,65% 100,0% 2   

* Abo-
Anteil 20 
Prozent 

    Zzgl. 
Einnahme ab 
15.12.2020

 59.602,10 €  16.783.979,60 €   6.662,00   

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.
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c)	III) Bartarif (Mit- und Ohne-Fall)

Tarif
produkt

Tarif-
stand 
2020

Elastizi-
tät TSR

Stückzahl 
2019

Einnahmen 
2019

Stückzahl 
mit Elasti-
zität TSR

Anteil  
Einnahmen im 
Basiszeitraum

Einnahmen  
EB mit Fort-

schreibung TF

Anteil Stück Anteil 
Einnahmen

Restsumme 
2020*

Anteil am 
Sortiment 
3,7%

3,7%          

Summe 
Streifen-
karte

1 0,3 79.101.698   110.452.227,40 € 2.926.763   4.086.732,41 € 4.086.732,66 € 2.926.762,83   4.086.732,41 € 2.007.712,22 € 

Summe 
EFK

1,05 0,3 25.970.448   95.194.293,80 € 946.493   3.522.188,87 € 3.642.823,93 € 960.907   3.522.188,87 € 1.267.962,74 € 

Summe 
TK

1,05 0,3 12.351.156   133.401.660,90 € 450.138   4.935.861,45 € 5.104.916,06 € 456.993   4.935.861,45 € 2.750.189,34 € 

Tarif
produkt 
Kinder 
(Zone 
Pauschal)

Tarif-
stand 
2019

Tarif-
stand 
2020

Stückzahl 
2019

Einnahmen 2019 Stückzahl 
mit Elasti-
zität TSR

Anteil  
Einnahmen im 
Basiszeitraum

Einnahmen  
EB mit  

Fortschreibung 
TF

Restsumme 
Einnahmen 

2021**

Restsumme 
Einnahmen 

2022**

Restsumme 
2020

Elastizität 
TSR 0,00

TK 3,20 € 3,20 € 635.603   2.033.929,60 € 635.603   2.033.929,60 € 2.033.929,60 € 1.135.520,62 € 1.055.971,44 € 1.095.746,03 € 

EFK 1,40 € 1,50 € 1.406.017   1.973.646,50 € 1.406.017   1.973.646,50 € 2.114.621,25 € 814.736,03 € 657.342,22 € 736.039,13 € 

Streifen-
karte

1,40 € 1,40 € 2.725.786   3.816.097,60 € 2.725.786   3.816.097,60 € 3.816.097,60 € 2.059.077,35 € 1.690.434,27 € 1.874.755,81 € 

*abgeleitet aus den erfassten Werten des jeweiligen Produktes bei den Kindern
**bereinigt um Tarifanpassung

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.

d)	IV) Zusätzliche entgangene Einnahmen im Bartarif

Zusätzliche entgangene Einnahmen im Bartarif (EK)

Kalkulationswert je 365-Euro-Ticket                    17,50 € 

Entgangene Einnahmen      2.241.487,50 € 

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.

e)	V) Erweiterung auf Zonen M-12

Erweiterung auf die Zonen M-12

Aufschlag 3,0%

Abschlag für vorhandenen Ausgleich Mehrfahrten                        0,35   

Kalkulationswert je 365-Euro-Ticket                       7,12 € 

Entgangene Einnahmen      1.040.251,10 € 

Hinweis: Alle

f)	VI) Kostendeckung der Erweiterung durch vorherige Einführung des Deutschlandtickets

Durch Einführung des Deutschlandtickets im Mai 2023 mit verbundweiter bzw. deutschlandweiter Gültigkeit, fallen die Kosten 
Stand Basisjahr 2020 im Jahr 2023 nicht an.



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 35/2023

830

g)	Daten zu Mit-Fall I) und II)

Verkaufsdaten aus der Verkaufs-
statistik 2022 (Stand Mai 2023)

Stückzahl Einnahme 2022 Einnahme bereinigt 
um Tarifanpassung

Ausbildung PlusCard AT I 317 3.088,90 € 2.897,65 € 

Ausbildung PlusCard AT II 2.481 47.814,20 € 44.853,85 € 

Ausbildungstarif I Monat 5.133 215.715,10 € 202.359,38 € 

Ausbildungstarif I Woche 12.198 160.992,40 € 151.024,77 € 

Ausbildungstarif II Monat 32.969 1.653.410,90 € 1.551.042,12 € 

Ausbildungstarif II Woche 25.793 448.391,90 € 420.630,30 € 

IsarCard Ausbildung I Monat 0 -   € -   € 

IsarCard Ausbildung II Monat 3.907                                     
209.146,30 € 

196.197,28 € 

IsarCard Schule I Monat 1.524 65.334,50 € 61.289,40 € 

IsarCard Schule II Monat 140 6.727,90 € 6.311,35 € 

Gesamt  2.810.622,10 2.636.606,10

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.

h)	Daten Anzahl 365-Euro-Tickets aus Berechnungen

Anzahl 365-Euro-Tickets (Kalkulationswerte) Anzahl

Selbstzahler kalkuliert aus AT           59.985   

Tickets Kostenfreiheit           68.100   

Weitere Selbstzahler           18.069   

Gesamt         146.154   

Anzahl Schüler im MVV         363.792   

Schülerpotential für 365-Euro-Ticket MVV         289.571   

Anteil verbleibende Schüler im 365-Euro-Ticket 79,6%
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Anhang 4 zur Finanzierungsrichtlinie 
„365-Euro-Ticket MVV“

der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH:

Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der 
Ausgleichsleistungen sowie Berechnung der Abschlags-
zahlungen für den für den Freistaat Bayern sowie die 
kreisfreie Stadt Rosenheim

Präambel und Definition

Der Anhang 4 definiert die Berechnung des Gesamtausgleichs-
betrages Bestandteil C zum Ausgleich der Mindereinnahmen 
für alle Verbundverkehrsunternehmen, die Berechnung des 
maximalen Ausgleichsbetrages, die Kostenprognose entspre-
chend der Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ der 
Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH sowie die Ab-
schlagszahlungen. Der Gesamtausgleichsbetrag errechnet 
sich aus dem fortgeschriebenen kalkulierten Ausgleichsbe-
darf je 365-Euro-Ticket MVV, welcher sich aus der Differenz 
von fortgeschriebenem „Ohne-Fall“ und „Mit-Fall“ Bestandteil 
C des Jahres 2024 ergibt.

§ 1 Berechnungsgrundlage Bestandteil C

(1)		�Auf Basis eines Mit- und Ohne-Falls wurde für das Jahr 
2024 ein Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket berechnet.

(2)	�In der folgenden Tabelle sind die Berechnungsgrundlagen 
für den Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket dargestellt:

Berechnung Mit- und Ohne-Fall Bestandteil C (Kreisfreie Stadt Rosenheim)

Ohne-Fall brutto Mit-Fall brutto

Gruppe Anzahl Kosten p.a. Anteil Bartarif Kosten p.a.

Kostenfreie Innerorts Rosenheim 1.050   397,09 € 10,00 €                        365,00 € 

Kostenfreie Gesamtgebiet 
Rosenheim

210   447,58 € 10,00 €                        365,00 € 

Kostenfreie im SPNV 140   549,00 € 10,00 €                        365,00 € 

Selbstzahler ganzjährig 786   290,29 € -   €                        365,00 € 

Selbstzahler teiljährig 472   240,84 € 50,00 €                        365,00 € 

Nutzer Bartarif 314   130,00 € 80,00 €                        365,00 € 

Zusätzliche entgangene 
Einnahmen im Bartarif

2.972   18,92 € -   €                                 -   € 

Gesamtsumme 2.972   1.026.696,09 € 62.720,00 €             1.084.780,00 € 

     

Ausgleichsbedarf 2024 brutto    - 58.083,91 € 

Ausgleichsbedarf 2024 netto    - 54.284,03 € 

Ausgleichsbedarf je 
365-Euro-Ticket 2024 netto

   - 18,27 € 

(3)	Variablen und Definitionen

•	� Ohne-Fall: die Gesamtsumme beträgt im Jahr 2024 
1.026.696,09 Euro

•	 Mit-Fall: beträgt im Jahr 2024 1.084.780,00 Euro
•	� Ausgleichsbedarf brutto: ergibt sich aus der Subtraktion 

des Mit-Falls vom Ohne-Fall
•	� Ausgleichsbedarf netto: ergibt sich aus Ausgleichsbedarf 

brutto dividiert durch 1,07
•	� Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket netto: ergibt sich 

aus dem Ausgleichsbedarf netto dividiert durch die an 
Summe 365-Euro-Tickets gerundet auf zwei Stellen
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•	� Tarifsteigerungs-Wert MVV: entspricht der durchschnittli-
chen Tarifanpassung im MVV-Gemeinschaftstarif inner-
halb des vorangegangenen Abrechnungsjahres.  
Beispiel: im Abrechnungsjahr 2021 erfolgte eine durch-
schnittliche Anpassung des MVV-Gemeinschaftstarifes 
von 3,7 Prozent, hieraus ergibt sich ein Tarifsteigerungs-
Wert von 1,037.

•	� Tarifsteigerungs-Wert DLT: entspricht der durchschnittli-
chen Tarifanpassung des Deutschlandtickets innerhalb 
des vorangegangenen Abrechnungsjahres. 
Beispiel mit theoretischen Werten: im Abrechnungsjahr 
2024 erfolgte eine durchschnittliche Anpassung des 
Deutschlandtickets von 5,0 Prozent, hieraus ergibt sich 
ein Tarifsteigerungs-Wert von 1,05.

•	� Initialjahr C: entspricht dem Jahr, in dem erstmalig ein po-
sitiver Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket berechnet 
wird.

•	� Eröffnungsjahr C: ist das auf das Initialjahr C folgende 
Jahr

(4)		�Es erfolgt eine jährliche Fortschreibung des Ohne-Falls so-
wie des Ausgleichsbedarf eines Jahres, bis erstmalig ein 
positiver Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket berechnet 
wird. Die Fortschreibung des Ohne-Falls erfolgt folgender-
maßen:

•	� Der Ohne-Fall des Folgejahres errechnet sich aus dem 
Tarifsteigerungs-Wert MVV multipliziert mit 0,927 addiert 
mit dem Tarifsteigerungs-Wert DLT multipliziert mit 0,073 
anschließend multipliziert mit der Gesamtsumme des  
Ohne-Falls des Vorjahres. Der Wert von 0,927 ergibt sich 
aus dem Anteil des MVV-Tarifs des Ohne-Falles, der Wert 
von 0,073 ergibt sich aus dem Anteil des Deutschland
tickets des Ohne-Falles.

•	� Der Mit-Fall wird nicht fortgeschrieben, da der Preis des 
365-Euro-Tickets mit 365,00 Euro festgelegt ist.

(5)	�Sobald erstmalig ein positiver Ausgleichsbedarf je 365-Eu-
ro-Ticket berechnet wurde, erfolgt die Fortschreibung ent-
sprechend § 2 und es erfolgt keine weitere Fortschreibung 
nach § 1.

§ 2 Berechnung Mindererlöse eines Abrechnungsjahres 
Bestandteil C

(1)		�Für das Jahr 2024 besteht kein Ausgleichsbedarf je 
365-Euro-Ticket. 

(2)	�Mit dem Eröffnungsjahr C erfolgt die Fortschreibung des 
Ausgleichsbedarfes je 365-Euro-Ticket. In die Berechnung 
zur Fortschreibung des Ausgleichsbedarfes der 365-Euro-
Tickets MVV fließen der Mindererlösanteil, fehlende Stei-
gerung des Preises des 365-Euro-Tickets, der Ausgleich 
der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent), der 
Tarifsteigerungs-Wert MVV und der Tarifsteigerungs-Wert 
DLT ein, woraus sich ein Ausgleichsbedarf je 365-Euro- 
Ticket und Abrechnungsjahr ergibt.

(3)	�Die weiteren Variablen sind folgendermaßen definiert:

•	� Mindererlösanteil: der Mindererlösanteil des Abrech-
nungsjahres errechnet sich aus dem Tarifsteigerungs-
Wert MVV multipliziert mit 0,927 addiert mit dem Tarifstei-
gerungs-Wert DLT multipliziert mit 0,073 anschließend 
multipliziert dem Mindererlösanteil des Vorjahres.

•	� Fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets: 
Da der Preis des 365-Euro-Tickets nicht angepasst wird, 

wird die fehlende Tarifsteigerung als Mindererlös ausge-
glichen. Der Mindererlös errechnet sich wie folgt: der ku-
mulierte Tarifsteigerungs-Wert MVV ab dem Eröffnungs-
jahr C multipliziert mit 0,927 addiert mit dem kumulierten 
Tarifsteigerungs-Wert DLT ab dem Eröffnungsjahr C multi-
pliziert mit 0,073 anschließend multipliziert mit dem Netto-
Wert des 365-Euro-Tickets, zuletzt wird der Netto-Wertes 
des 365-Euro-Tickets abgezogen.

•	� Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 
Prozent): entspricht der Addition aus Mindererlösanteil 
und dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 
365-Euro-Tickets des jeweiligen Jahres jeweils multipli-
ziert mit 2,60 Prozent.

•	� Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrechnungs-
jahr: entspricht der Addition aus Mindererlösanteil, dem 
Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 365-Euro-
Tickets und dem Ausgleich der fehlenden SGB IX Zah-
lung des jeweiligen Jahres.

•	� Abrechnungsjahre sind folgendermaßen definiert:
Basiszeitraum: 01. 01. Januar 2019 bis 31. Dezember 
2019
Abrechnungsjahr 1: 01. August 2020 bis 31. Dezember 
2020
Abrechnungsjahr 2: 01. Januar 2021 bis 31. Dezember 
2021
Abrechnungsjahr 3: 01. Januar 2022 bis 31. Dezember 
2022
Abrechnungsjahr 4: 01. Januar 2023 bis 31. Dezember 
2023
Abrechnungsjahr 5: 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 
2024
Abrechnungsjahr 6: 01. Januar 2025 bis 31. Juli 2025

•	� Hinweis: In Berechnungen wird nur gerundet, wenn dar-
auf hingewiesen wurde. Hier dargestellte Werte können 
gerundet sein

(4)		�Der Gesamtbetrag an Mindererlösen (Bestandteil C) eines 
Abrechnungsjahres wird ab dem Initialjahr in der Schluss-
rechnung abgerechnet und ergibt sich folgendermaßen:

•	� Der Gesamtbetrag entspricht der Anzahl an 365-Euro- 
Tickets des Abrechnungsjahres multipliziert 2,17 Prozent 
(Anteil 365-Euro-Tickets Bestandteil C, vgl. § 4 Abs. 2 Fi-
nanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“) multipliziert 
mit dem Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket. 

•	� Ein 365-Euro-Ticket kann sich aus zehn Zahlmonaten zu-
sammensetzen. 365-Euro-Tickets werden auch anteilig 
gerechnet.

•	 Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung. 

•	 Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet.

§ 3 Maximaler Ausgleichsbetrag Bestandteil C

(1)		�Der maximale Ausgleichsbetrag beträgt im Abrechnungs-
jahr 2024 0,0 Mio. Euro.

(2)	�Ein maximaler Ausgleichsbetrag fällt erstmals im Initialjahr 
C an und errechnet sich wie folgt.

•	 �Die Schülerzahlen sowie Schüler-Potential werden entspre-
chend Finanzierungsrichtlinie § 4 (2) auf Basis 2 auf Basis 
der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrieben.

•	� Der maximaler Ausgleichsbetrag Initialjahr C ergibt sich 
aus dem Ausgleichsbedarf netto Initialjahr C multipliziert 
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mit 1,026 multipliziert mit dem Schüler-Potential des Initi-
aljahres dividiert durch das Schülerpotential des Vorjahres 
multipliziert mit 1,30.

(3)	�Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages ab 
dem Eröffnungsjahr C erfolgt auf Basis der Entwicklung 
der Schülerzahlen sowie der Entwicklung des Ausgleichs-
bedarf je 365-Euro-Ticket. Dabei wird wie folgt vorgegan-
gen.

•	� Die Schülerzahlen sowie Schüler-Potential werden ent-
sprechend Finanzierungsrichtlinie § 4 (2) auf Basis 2 auf 
Basis der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrie-
ben.

•	� Der neue maximale Ausgleichsbetrag ergibt sich folgen-
dermaßen: Maximaler Ausgleichsbetrag des Abrech-
nungsjahres entspricht dem maximalen Ausgleichsbetrag 
des Vorjahres multipliziert mit dem Schüler-Potential des 
Abrechnungsjahres dividiert durch das Schülerpotential 
des Vorjahres multipliziert mit dem Ausgleichsbedarf je 
365-Euro-Ticket des Abrechnungsjahres dividiert durch 
den Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket des Vorjahres.

•	� Die Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages er-
folgt zu Beginn eines Abrechnungsjahres und wird den 
Verbundpartnern übermittelt.

•	 Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.

•	 Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet.

§ 4 Kostenprognose Bestandteil C

(1)		�Die Kostenprognose beträgt im Abrechnungsjahr 2024 
0,00 Euro.

(2)	�Die Fortschreibung der Kostenprognose erfolgt folgender-
maßen:

•	� Die Kostenprognose für ein Abrechnungsjahr beträgt  
85,0 Prozent des Maximalen Ausgleichsbetrages des Ab-
rechnungsjahres.

•	� Die Berechnung der Kostenprognose erfolgt zu Beginn  
eines Abrechnungsjahres und wird den Verbundpartnern 
übermittelt.

•	 Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet.

§ 5 Abschlagszahlungen Bestandteil B

Die Abschlagszahlungen nach § 6 der Finanzierungsrichtlinie 
berechnen sich wie folgt. Je Monat der Abschlagszahlung 
wird ein Monatsanteil der Kostenprognose des Abrechnungs-
jahres zu 85 Prozent angerechnet. Beispiel: Besteht das Ab-
rechnungsjahr aus zwölf Monaten wird je Monat ein Zwölftel 
der Kostenprognose angerechnet; besteht ein Abrechnungs-
jahr aus sieben Monaten, wird je Monat ein Siebtel der Kos-
tenprognose angerechnet.

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Johann-von-Werth-Str. 4
Gemarkung Neuhausen / Flurnr. 559/45 / Stadtbezirk: 9
Umbau einer Dachgeschosswohnung mit Ausbau der  
2. DG-Ebene, Errichtung einer Gaube und einer  
Dachterrasse

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 04.12.2023, Az. 1.23-2023-16312-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen, Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 559/44, Fl.Nr. 561/5 und Fl.Nr. 561/6, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 04.12.2023	� Referat für Stadtplanung 		
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung der Verlängerung einer 
Baugenehmigung gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Elisabethstr. 47 – 49
Gemarkung Sektion III / Flurnr. 4887/9 / Stadtbezirk: 4
Neuschaffung von 6 WE, Elisabethstr. 47 + 49: Aufstockung 
um 1 Vollgeschoss (= 7. OG); Elisabethstr. 49: hofseitiger 
Balkonanbau (1. – 6. OG); Zentnerstr. 39 + 41: Aufstockung 
um 1 Vollgeschoss und Änderung der Dachform (Flach-
dach zu ausgebautem Satteldach / = 6. OG); Balkonanbau 
(5. OG) – GENEHMIGUNGSVERLÄNGERUNG

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 07.12.2023, Az. 1.2-2023-8837-22, wurde die 
Verlängerung der Baugenehmigung für das oben genannte 
Vorhaben unter Auflagen und Nebenstimmungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 4887, Fl.Nr.4887/5, Fl.Nr.4887/6, Fl.Nr.4887/ 
8, Fl.Nr.4888, Fl.Nr.4889/30, Fl.Nr. 4886/25, Fl.Nr. 4886/13 und 
Fl.Nr. 4886/23, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München

Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 07. Dezember 2023	 Referat für Stadtplanung 
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Ferdinand-Maria-Str. 30
Gemarkung Nymphenburg / Flurnr. 39/4 / Stadtbezirk: 9
Nutzungsänderung von 4 Wohnungen zu Büros, Nachge-
nehmigung eines Balkons und einer Garagenverlängerung, 
Anbau eines Außenaufzugs, Dachgeschossumbau und 
Renovierung eines denkmalgeschützten Mehrparteien-
hauses

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 05.12.2023, Az. 1.2-2023-11714-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen, Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 39/3, Fl.Nr. 39/5, Fl.Nr. 36 und Fl.Nr. 37/6, 
die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, 
wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekannt-
machung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als 
bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 05. Dezember 2023	 Referat für Stadtplanung		
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheids gem. 
Art. 71 Satz 4 i.V. m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Pfitznerstr. 5
Gemarkung Milbertshofen /Flurnr. 276/13/Stadtbezirk: 11
Neubau zweier Mehrfamilienhäuser – Vorbescheid

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 04.12.2023, Az. 1.7-2023-12969-41, wurde der 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben unter erteilt.

Den Nachbarn Fl.-Nr. 276/3, Fl.-Nr. 276/5, Fl.-Nr. 276/8, Fl.-Nr. 
276/10, Fl.-Nr. 276/23, Fl.-Nr. 276/24, Fl.-Nr. 276/25, Fl.-Nr. 
276/26, Fl.-Nr. 276/27 und Fl.-Nr. 276/29, die dem Vorhaben 
nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 71 Satz 4 i.V. m.  
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Vorbescheid zu-
zustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im 
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahren 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 540, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-41@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 22236.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 04.Dezember 2023	� Referat für Stadtplanung 		
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Oberföhringer Str. 131 – 133a 
Gemarkung: Oberföhring, Flurnr. 161/0, 161/2, 161/3, 
161/8. 161/9, Stadtbezirk: 13
Sanierung Bestandsvilla mit 3 WE und Neubau Wohn
gebäude mit 2 WE, sowie 2 Garagen (5 STP)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 01.12.2023, Az. 6024-1.23-2023-14953-31, wur-
de die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben un-
ter Nebenstimmungen, Abweichungen und Befreiungen er-
teilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art.66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Die Nachbarzustellung 
wird gemäß Art. 66 Abs. 1 Satz 4 BayBO in pflichtgemäßer Er-
messensausübung aufgrund der großen Anzahl an Nachbarn 
(mehr als 20 Miteigentümer) entsprechend Art. 66 Abs. 2 Satz 
4 BayBO durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt München ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO). Die 
Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der Rechts-
behelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 309, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-31@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 20549.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 01.Dezember 2023	 Referat für Stadtplanung 		
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Tegernseer Landstr. 115
Gemarkung Sektion VIII, Flurnr. 16073, Stadtbezirk: 17
Teilabbruch und Wiederaufbau des Mittelgebäudes:  
Neuer Dachstuhl, Fassade, Innenausbau sowie die  
Nutzungsänderung Verkaufsraum, Arbeitsraum zu Büro

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 04.12.2023, Az. 1.23-2023-15822-33 wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Ne-
benstimmungen und einer Abweichung erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 438, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-33@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25914.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 04. Dezember 2023	� Referat für Stadtplanung 		
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission

Haushaltssatzung des Zweckverbandes Freiham
für das Haushaltsjahr 2024

Der Zweckverband Freiham erlässt aufgrund der Art. 63 ff. der 
Gemeindeordnung in Verbindung mit Art. 40 ff. des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit folgende Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2024:

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird im

Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen auf 	 3.498.000 €
in den Ausgaben auf 	 3.498.000 €

Vermögenshaushalt

in den Einnahmen auf 	 101.000.000 €
in den Ausgaben auf 	 101.000.000 €

festgesetzt.

Haushaltsvermerk: Die Ausgaben sind im Verwaltungs- und 
Vermögenshaushalt jeweils gegenseitig deckungsfähig.

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme für Investitionen wird 
auf 41.000.000 € festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
für 2024 nicht festgesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag für Kassenkredite wird auf 6.000.000 € 
festgesetzt.

§ 5

Die Haushaltssatzung tritt für das Haushaltsjahr 2024 mit dem 
01.01.2024 in Kraft.

München, den 30. November 2023	 Zweckverband Freiham
	 Verena Dietl
	 Verbandsvorsitzende

Gem. Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO liegt der Haushaltsplan samt 
Anlagen zur Einsichtnahme im Kommunalreferat, Denisstr. 2, 
80335 München, Zi. 416 öffentlich aus.

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Oberföhringer Straße 216
Gemarkung Oberföhring /Flurnr. 102/0 /Stadtbezirk: 13
Vorhaben: Umbau und energetische Sanierung eines 
Mehrfamilienhauses / Erhöhung von 8 auf 11 WE (DG-
Ausbau, rückwärtiger Anbau, Errichtung von Balkonen) 
sowie Neubau eines Mehrfamilienhauses (6 WE) mit  
Tiefgarage – ÄNDERUNGSANTRAG zu 1.2-2020-18893-31
hier: 2.Tektur Änderung Ausführung (Zusammenlegung 
WG 4+5 / KG-Heizungwechsel / Ergänzu. verfahrensfreie 
Änderungen, 1.Tektur: Abbruch des ehem. Wirtschafts
gebäudes und Ersatzneubau Größenänderung Vordach / 
Erker

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 05.12.2023, Az. 6024.-1.232-2023-17533-31, 
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wurde die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben 
unter Nebenstimmungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen.
Die Nachbarzustellung wird gem. Art. 66 Abs. 1 Satz 4 BayBO 
in pflichtgemäßer Ermessensausübung aufgrund der großen 
Anzahl an Nachbarn (mehr als 20 Miteigentümer) entspre-
chend Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO durch öffentliche Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München 
ersetzt.
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshaupt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 
2 BayBO).

Die Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der 
Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzule-
gen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 307, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-31@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24448.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 05. Dezember 2023	� Referat für Stadtplanung 		
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission

Planfeststellung nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz 
(AEG) für das Vorhaben:
über die Auslegung zum Planfeststellungsverfahren für 
das Bauvorhaben „Regionalzughalt Poccistraße, Neubau 
eines Mittelbahnsteiges einschl. Gleisanpassungen“, 
Strecke 5510 München Hbf – Rosenheim, Bahn-km 4,710 
bis 5,890 in der Landeshauptstadt München mit Kompen-
sationsmaßnahme in der Gemeinde Sauerlach

Das Bauvorhaben hat im Wesentlichen die Errichtung eines 
neuen Haltepunktes (Regionalzughalt Poccistraße) und die 

Anpassung der Gleise im Bereich des ehemaligen Südbahn-
hofs München zum Gegenstand. Das Vorhaben beinhaltet  
neben dem Neubau eines Mittelbahnsteiges mit einem Bahn-
steigdach im Wesentlichen den Neubau einer Personenunter-
führung mit Treppenaufgängen und Aufzugsanlage, den  
Neubau eines barrierefreien Zugangs zu dem neuen Mittel-
bahnsteig von der Lindwurmstraße, erforderliche Anpassun-
gen der Gleisanlagen, Neubau von Kabelgefäßsystemen,  
den Neubau/Anpassung der Oberleitungsanlage sowie land-
schaftspflegerische Maßnahmen. Die Baumaßnahme liegt auf 
dem Gebiet der Landeshauptstadt München. Eine landschafts-
pflegerische Ersatzmaßnahme ist in der Gemeinde Sauerlach 
(Gemarkung Sauerlach) im Landkreis München vorgesehen.

Das Eisenbahn-Bundesamt führt auf Antrag der DB Netz AG / 
DB Station&Service AG, Regionalbereich Süd (Vorhabenträ-
gerin), vom 20.02.2023 für das genannte Bauvorhaben das 
Anhörungsverfahren nach § 73 Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG) in Verbindung mit § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz 
(AEG) durch. Für das Bauvorhaben einschließlich der land-
schaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wer-
den Grundstücke in der Landeshauptstadt München sowie 
der Gemeinde Sauerlach beansprucht. Für das Vorhaben 
wurde mit verfahrensleitender Verfügung vom 18.10.2023 fest-
gestellt, dass nach §§ 5 ff. Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) keine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Die Planunterlagen liegen zur allgemeinen Einsicht aus

bei der

Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Blumenstraße 28b, 80331 München, 
Auslegungsraum 071, Erdgeschoss (barrierefreier Zu-
gang an der Ostseite des Gebäudes, Blumenstraße 28a)

vom 02.01.2023 bis 01.02.2024 

in der Zeit von Montag bis Donnerstag von 9.00 Uhr bis  
18.00 Uhr, Freitag von 9.00 Uhr bis 14.00 Uhr.

Zeitgleich werden diese Bekanntmachung und die zur Einsicht 
ausgelegten Planunterlagen auch auf der Internetseite des  
Eisenbahn-Bundesamtes https://www.eba.bund.de/ 
anhoerungsverfahren zugänglich gemacht.

1.	�Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt wer-
den, kann gemäß § 73 Abs. 4 VwVfG bis zwei Wochen nach 
Ablauf der Auslegungsfrist – bis einschließlich 15.02.2024 – 
beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle München, Arnulf-
straße 9/11, 80335 München, oder bei der oben genannten 
Stadtverwaltung schriftlich oder mündlich zur Niederschrift 
Einwendungen gegen den Plan erheben.  
Nach Ablauf der genannten Frist sind Einwendungen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, aus-
geschlossen (§ 18 Abs. 1 Satz 3 AEG in Verbindung mit § 73 
Abs. 4 Satz 3 VwVfG). Einwendungen und Stellungnahmen 
der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls 
ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG). 
Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestäti-
gung erfolgt.

2.	�Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benach-
richtigung der anerkannten Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 
Satz 5 VwVfG von der Auslegung des Plans.

3.	�Das Eisenbahn-Bundesamt kann auf eine Erörterung der 
rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen und Einwendungen 
verzichten (§ 18a Nr. 1 AEG). Weiterhin kann das Eisen-
bahn-Bundesamt anstelle einer mündlichen Erörterung eine 
Online-Konsultation durchführen (§ 5 Abs. 1, 2 PlanSiG). 
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Findet ein Erörterungstermin oder eine Online-Konsultation 
statt, werden diese ortsüblich und auf der Internetseite des 
Eisenbahn-Bundesamtes bekannt gemacht. Ferner werden 
diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben oder 
Stellungnahmen abgegeben haben, von dem Termin geson-
dert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen, so können diese durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die 
Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nach-
zuweisen, die zu den Akten des Eisenbahn-Bundesamtes zu 
geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörte-
rungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das An-
hörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins 
beendet. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

4.	�Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von 
Einwendungen oder Abgabe von Stellungnahmen, Teilnahme 
am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende 
Kosten werden nicht erstattet.

5.	�Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der 
Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, wer-
den nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem ge-
sonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

6.	�Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Ab-
schluss des Anhörungsverfahrens durch das Eisenbahn-
Bundesamt entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und aner-
kannten Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, 
wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

7.	�Vom Beginn der Auslegung des Planes an tritt die Verände-
rungssperre nach § 19 Abs. 1 AEG in Kraft. Darüber hinaus 
steht ab diesem Zeitpunkt der Vorhabenträgerin ein Vor-
kaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 19 
Abs. 3 AEG).

8.	�Nähere Hinweise zum Datenschutz in Planfeststellungs
verfahren siehe unter https://www.eba.bund.de/ 
datenschutzhinweise.

München, 06. Dezember 2023	 Referat für Stadtplanung 		
	 und Bauordnung 

Widmungsverfügung sowie
Einziehungsverfügung
für den 22. Stadtbezirk Aubing-Lochhausen-Langwied

Gemäß dem Beschluss des Bezirksausschusses vom 
15.11.2023 werden
•	� die Teilstrecke der Maria-Arndts-Straße (Flst. Nrn. 

2076/10, 2076/11, 2278/1, Gemarkung Pasing) zwischen 
dem Wendebereich der Maria-Arndts-Straße (= km 0,165) 
und der Leisaustraße (= km 0,272) zu einem „beschränkt-
öffentlichen Weg, Fußverkehr und Radverkehr“ gewidmet 
sowie

•	� die bisher als Ortsstraße gewidmete Teilstrecke der Schus-
senrieder Straße (Teilflächen aus Flst. Nrn. 719/0, 601/12, 
720/2, 723/0, Gemarkung Langwied) zwischen dem Wende-
bereich der Schussenrieder Straße Haus Nr. 37 (= km 
0,594) und 125 m nördlich der Straße „Am Lochhauser Hü-
gel“ (= km 0,634) eingezogen.

Diese Verfügungen gelten gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayV-
wVfG am 21.12.2023 als bekannt gegeben und damit wirksam.

Diese Verfügungen einschließlich ihrer Begründungen und  
deren Lagepläne können bei der Landeshauptstadt München, 
Baureferat, Friedenstraße 40, 81671 München nach vorheriger 
Anmeldung unter bau.widmungen@muenchen.de bis zum 
22.01.2024 eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach  
ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 08. Dezember 2023		  Baureferat
		  Verwaltung und Recht
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Nichtamtlicher Teil

Kontakte der Referate und des Direktoriums

Baureferat
Leitung: Dr.-Ing. Jeanne-Marie Ehbauer
Friedenstraße 40, 81671 München
baureferat@muenchen.de

Gesundheitsreferat
Leitung: Beatrix Zurek
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.gsr@muenchen.de

Kommunalreferat
Leitung: Kristina Frank
Denisstraße 2, 80335 München 
kommunalreferat@muenchen.de

Kreisverwaltungsreferat
Leitung: Dr. Hanna Sammüller-Gradl
Ruppertstraße 19, 80466 München
kreisverwaltungsreferat@muenchen.de

Kulturreferat
Leitung: Anton Biebl
Burgstraße 4, 80331 München
kulturreferat@muenchen.de

Mobilitätsreferat
Leitung: Georg Dunkel
Implerstraße 7-9, 81371 München
mobilitaetsreferat@muenchen.de

Personal- und Organisationsreferat
Leitung: Andreas Mickisch
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
personal@muenchen.de

Referat für Arbeit und Wirtschaft
Leitung: Clemens Baumgärtner
Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München
wirtschaft@muenchen.de 

Referat für Klima- und Umweltschutz
Leitung: Christine Kugler
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.rku@muenchen.de

Referat für Stadtplanung und Bauordnung
Leitung: Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk
Blumenstraße 28b, 80331 München
s.plan@muenchen.de

Referat für Bildung und Sport
Leitung: Florian Kraus
Bayerstraße 28, 80335 München
bildung-und-sport@muenchen.de

IT-Referat
Leitung: Dr. Laura Dornheim
Agnes-Pockels-Bogen 21, 80992 München
rit@muenchen.de

Sozialreferat
Leitung: Dorothee Schiwy
Orleansplatz 11, 81667 München
sozialreferat@muenchen.de

Stadtkämmerei
Leitung: Christoph Frey
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
bdr.ska@muenchen.de

Direktorium
Leitung: Silvia Dichtl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
direktorium@muenchen.de

Kontakte der Stadtpolitik

Stadtspitze

Oberbürgermeister Dieter Reiter
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.ob@muenchen.de 

Bürgermeister Dominik Krause
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm2@muenchen.de

Bürgermeisterin Verena Dietl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm3@muenchen.de

Stadtrat

Fraktion Die Grünen – Rosa Liste
Rathaus, Zimmer 339
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 20, Fax 233-9 26 84
gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de

Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER
Rathaus, Zimmer 249
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 50, Fax 233-9 27 47
csu-fw-fraktion@muenchen.de 

SPD/Volt-Fraktion
Rathaus, Zimmer 150
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 27, Fax 233-2 45 77
spd-rathaus@muenchen.de 

DIE LINKE./Die PARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 176
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 52 35, Fax 233-2 81 08
dielinke-diepartei@muenchen.de

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 218
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 45, Fax 233-2 04 36
fdpbayernpartei@muenchen.de

Fraktion ÖDP/München-Liste
Rathaus, Zimmer 118
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 69 22
oedp-ml-@muenchen.de 

AfD
Rathaus
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 30 64 75 68
info@afd-stadtrat-muenchen.de
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Zentrale Informationsquellen der Stadt München 

Internetangebot
muenchen.de/rathaus – unter dieser Adresse finden interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger alle Leistungen, Angebote, 
Ämter und Behörden der Stadtverwaltung im Internet.
Unter dem Begriff „Dienstleistungsfinder“ gibt es auch einen 
Online-Service für die am meisten nachgefragten Leistungen 
der städtischen Behörden. Hier erhält man Informationen zu 
Adressen, Erreichbarkeit, Antragsformularen, Hinweise zu be-
nötigten Unterlagen und Gebühren. Die direkte Adresse lautet 
muenchen.de/dienstleistungsfinder

Online-Services der Stadtverwaltung
Über 100 Dienstleistungen, die Sie bereits online erledigen 
können, finden Sie auch unter muenchen.de/onlineservices

Die Behördennummer 115
Mit einer leicht zu merkenden Rufnummer erhalten Bürgerin-
nen und Bürger einen direkten Draht zur Verwaltung. Wird 
eine Frage wie z.B. zum Wohnsitz anmelden, Ausweis bean-
tragen oder Fahrzeug ummelden, gestellt, beantworten die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Service Centers der 
Landeshauptstadt München gerne Ihre Anliegen. Die 115 ist 
von Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr erreichbar.

Stadt-Information im Rathaus
In der Stadt-Information im Rathaus erhalten Sie Prospekte, 
Informationsmaterial und Formulare zu unterschiedlichen The-
men. Die Mitarbeiter*innen stehen mit Rat und Hilfeleistung zur 
Verfügung. Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 10 bis 18 Uhr, 
Samstag 10 bis 16 Uhr. Telefon 22 23 24 oder Mail an  
stadtinformation@muenchen.de

Rathaus Umschau
Die Rathaus Umschau ist der offizielle Pressedienst der  
Stadt München. Sie erscheint jeden Werktag ab 12 Uhr unter  
ru.muenchen.de und kann als Mail-Newsletter sowie als 
Push-Nachricht abonniert werden unter muenchen.de/ru-abo

Weitere Newsletter der Stadt München sowie von 
muenchen.de sind zu finden unter muenchen.de/newsletter

Bezirksausschuss-Geschäftsstellen

Stadtbezirke 1 Altstadt – Lehel, 2 Ludwigsvorstadt – Isarvor-
stadt, 3 Maxvorstadt, 4 Schwabing-West, 12 Schwabing – 
Freimann
BA-Geschäftsstelle Mitte
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233 - 21311, - 21322, - 21333, - 21334, - 21255, 
Fax: 233 - 21370
bag-mitte.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 6 Sendling, 7 Sendling – Westpark,
8 Schwanthalerhöhe, 18 Untergiesing – Harlaching, 19 Thal
kirchen – Obersendling – Forstenried – Fürstenried – Solln 
BA-Geschäftsstelle Süd
Meindlstraße 14, 81373 München
Tel: 233-3 38 80, -1, -2, -3, -9, Fax 233-3 38 85
bag-sued.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 20 Hadern, 21 Pasing – Obermenzing, 22 Aubing 
– Lochhausen – Langwied, 23 Allach – Untermenzing, 25 Laim
BA-Geschäftsstelle West
Bürgerzentrum Rathaus Pasing Landsberger Straße 486, 
81241 München
Tel. 233-3 72 -24, -30, 233- 3 73 5 -2, -3, -4, 233- 3 74 15,
Fax 233-3 73 56
bag-west.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 9 Neuhausen – Nymphenburg, 10 Moosach, 
11 Milbertshofen – Am Hart, 24 Feldmoching – Hasenbergl
BA-Geschäftsstelle Nord
Hanauer Str. 1, 80992 München
Tel. 233-28562, 28067, 28429
bag-nord.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 5 Au – Haidhausen, 13 Bogenhausen, 14 Berg 
am Laim, 15 Trudering – Riem, 16 Ramersdorf – Perlach, 
17 Obergiesing – Fasangarten 
BA-Geschäftsstelle Ost
Friedenstraße 40, 81660 München
Tel. 233-61 48 -0, -1, -2, -3, -4, -6, 233-6 14 90,
Fax 233-6 14 85
bag-ost.dir@muenchen.de  


